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Konzepte und Wirkungen nachhaltigen Unternehmertums

Concepts and Effects of Sustainable Management

Frank Maal3, Simone Chlosta, Annette Icks, Friederike Welter
IfM-Materialien Nr. 227

Zusammenfassung

Betriebliches Nachhaltigkeitsmanagement zielt auf einen verantwortungsvollen Umgang mit
Ressourcen und auf die entsprechende Gestaltung der innerbetrieblichen Ablaufe ab. Dabei
nutzen Unternehmen, die nachhaltiges Wirtschaften mit strategischen Zielen verbinden und
hierbei Uber das gesetzlich Geforderte und bloRe Philanthropie hinausgehen, die Instrumente
des Stakeholder Managements sowie der Corporate Compliance. Im Alltag werden diese
Managementansatze von kleinen, mittleren wie auch grof3en Unternehmen gleichermal3en
angewendet. Daneben existiert eine Vielzahl an weiteren Konzepten, die sich bei naherer
Betrachtung jedoch als Varianten der beiden vorgenannten Nachhaltigkeitskonzeptionen
erweisen. Wahrend die Unternehmen die betriebswirtschaftlichen Effekte ihres Nachhaltig-
keitsengagements durchaus einschatzen kdénnen (Ressourcenzugewinn, Signal-, Motivati-
ons- und Bindungswirkungen), sind die volkswirtschaftlichen Effekte kaum eindeutig mess-
bar.

Schlagwdorter: Nachhaltigkeit, Unternehmerische Verantwortung, CSR, Stakeholder Ma-
nagement, Corporate Compliance, KMU, Deutschland

Abstract

Sustainability aims at a responsible use of natural resources and the environment as well as
at shaping corporate relations and restructuring the constitution of the firm. As such, sustain-
ability is commonly and successfully used by small, medium as well as large enterprises.
Enterprises that turn sustainability into a strategic business goal, going beyond legal compli-
ance and philanthropic generosity, can make use of a variety of instruments within the scope
of Stakeholder Management and Corporate Compliance. Other existing management con-
cepts turn out to be variants of the before mentioned strategic concepts. Enterprises recog-
nise in resource gains as well as signal-, motivation- and binding-effects the main impacts of
their sustainable involvement. The effects of enterprise sustainability on the national econo-
my, however, can hardly be quantified.

JEL: D22, L11, L25, M12, M14, Q01

Key words: Sustainability, Corporate Social Responsibility, Stakeholder Management,
Corporate Compliance, SME, Germany
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Kurzfassung

Unternehmen sind prinzipiell frei in ihrer Entscheidung, nachhaltige Methoden
des Wirtschaftens anzuwenden, sofern sie sich an ethische Grundsatze und
an die gesetzlichen Rahmenbedingungen halten. Soziales und Okologisches
mit dem betrieblich Nttzlichen zu verbinden, ist — sofern gewollt — eine Aufga-
be des Managements. Nachhaltigkeit betrifft dabei den verantwortungsvollen
Umgang mit Mitarbeitern und Marktpartnern ebenso wie den verninftigen und
schonenden Einsatz von betrieblichen und nattrlichen Ressourcen.

Nachhaltigkeit ist nicht allein 6konomisch determiniert

Wahrend Nachhaltigkeit zun&chst primar von dem Wunsch getragen ist, einen
gesellschaftlichen Mehrwert zu erzeugen, sind die meisten Unternehmen zu-
gleich von der betriebswirtschaftlichen Nutzlichkeit ihres Engagements tber-
zeugt. Nur fur die Wenigsten ist Nachhaltigkeit reine Philanthropie. Neben den
kommunikationspolitischen Wirkungen profitieren KMU wie auch Grol3unter-
nehmen vor allem von den personalpolitischen Wirkungen durch eine gestei-
gerte Mitarbeitermotivation und -bindung und einen Zugewinn an Humankapi-
tal. Jedoch nur einem kleinen Teil der Unternehmen gelingt es, Nachhaltigkeit
zum echten Wettbewerbsvorteil auszubauen.

Wichtige Determinanten fir Nachhaltigkeit entstehen im Markt

Neben den eigenen Mitarbeitern fordern aber auch die strategischen externen
Stakeholder (z. B. Endverbraucher) von den Unternehmen die Anwendung
nachhaltiger Methoden des Wirtschaftens ein. Anders als GroRunternehmen,
die meist mehrere Stufen der Wertschopfung bis hin zur Endfertigung auf sich
vereinen, nehmen KMU haufig nur eine Position innerhalb der Zuliefererkette
ein.

Angesichts der Vielfalt an Stakeholderbeziehungen ist daher vorrangig ein auf
diese Relationen abzielender Managementansatz fir KMU geeignet. KMU wie
auch GroRRunternehmen greifen auferdem auf Instrumente der Corporate
Compliance (CCo) zuriick und setzen auf diese Weise auf Normenbildung im
Unternehmen.

Betriebswirtschaftliche Effekte sind in Teilen sichtbar

Jedoch sind die Mdglichkeiten der Wirkungskontrolle begrenzt: Nur ein gerin-
ger Teil der Unternehmen vergewissert sich sowohl durch Nachfrage bei ihren
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Zielgruppen als auch anhand von indikatorengestitzten Recherchen (z. B.
Marktanalysen) vom Grad der Zielerreichung. Die meisten tauschen sich ledig-
lich mit ihren Stakeholder aus oder vertrauen einfach auf die Nutzlichkeit ihres
Handelns.

Volkswirtschaftliche Effekte sind vielféltig, aber kaum quantifizierbar

Am schwierigsten gestaltet es sich, die volkswirtschaftlichen Auswirkungen der
Nachhaltigkeit zu quantifizieren. Von den positiven Effekten auf betrieblicher
Ebene kann nicht ohne weiteres auf die volkswirtschaftlichen Gesamteffekte
geschlossen werden. Zu komplex sind die Ursache-Wirkungszusammen-
hange. Nicht auszuschlieBen sind Effekte, die sich gegenseitig relativieren
oder gar entgegenlaufen. Zudem fehlt es an Daten zur Operationalisierung
dieser Wirkungen.

Die Politik unterstitzt das Nachhaltigkeitsengagement von Unternehmen

Der Gesetzgeber hat in der Vergangenheit verschiedenartige Vorschriften er-
lassen, die Unternehmen zu nachhaltigen Wirtschaftspraktiken verpflichten.
Neben Gesetzen zum Schutz der Umwelt sind dies Bestimmungen, die Arbeit-
gebern beispielsweise Pflichten zur diskriminierungsfreien Mitarbeiterauswahl
auferlegen. Von ihrer Durchsetzbarkeit hangt ab, inwieweit Benachteiligungen
der strukturell Unterlegenen — hier die Stakeholder — ausgerdumt werden.
Dartber hinaus gesteht der Staat den Unternehmen Handlungsspielraum ftr
die freiwillige Verantwortungsibernahme zu. Dieser ist wichtig, da nur hier-
durch Anreize zu Innovationen etwa auf dem Gebiet der Umwelttechnologien
bestehen und erhalten bleiben. Grundsétzlich sollte die Politik ihre Steuermdg-
lichkeiten fir nachhaltiges Wirtschaften auf das Setzen von angebots- oder
nachfrageseitigen Anreizen konzentrieren.



1 Ausgangslage und Ziel der Untersuchung

Im Zuge knapper werdenden Ressourcen und der globalen Finanz- wie Wirt-
schaftskrise richtet sich das Augenmerk von Politik und Forschung in jingster
Zeit vermehrt auf neue Konzepte wirtschaftlichen Handelns. Dahinter verber-
gen sich Schlagworte wie grines Wirtschaften und Unternehmertum mit sozia-
ler und gesellschatftlicher Verantwortung. Der Begriff, der diese Fuhrungskon-
zepte allumfassend beschreibt, ist der des nachhaltigen Unternehmertums.
Methoden nachhaltigen Wirtschaftens zielen auf einen Ge- und Verbrauch von
Ressourcen ab, der die Bedurfnisbefriedigung auch der zukiinftigen Generati-
onen nicht gefahrdet (vgl. Jonker et al. 2011, S. 146).

Anfanglich fokussierte die Nachhaltigkeitsdebatte auf Wirtschaftspraktiken, die
auf einen moglichst sparsamen Verbrauch endlicher natirlicher Ressourcen
abzielen sowie auf Methoden der umweltvertraglichen Erzeugung nachwach-
sender Rohstoffe. In seiner modernen Deutung schliel3t der Nachhaltigkeits-
begriff nun samtliche zur Produktion herangezogenen Faktoren ein: neben den
materiellen Rohstoffen und finanziellen Mitteln zahlen hierzu auch das Wissen
als immaterielle Ressource sowie die Menschen (vgl. Vilain 2010, S. 106).
Nachhaltiges Wirtschaften bezieht sich daher auf den Erhalt der natlrlichen
Lebensgrundlage ebenso wie auf den dauerhaften Fortbestand des Unter-
nehmens und das Wohlergehen der in ihm téatigen Personen.

Nicht nur gro3e, sondern auch kleine und mittlere Unternehmen (KMU) wen-
den sich verstarkt nachhaltigen Praktiken zu. Wie eine Studie des IfM Bonn
belegt, kbnnen GrolRunternehmen ausnahmslos und auch das Gros der KMU
auf mindestens eine Maflinahme nachhaltigen Wirtschaftens verweisen (vgl.
Hoffmann/Maall 2008, S. 25 f.). Unternehmen jedoch, die Nachhaltigkeit sys-
tematisch verfolgen und ihre Wettbewerbsstrategie insgesamt nach diesem
Prinzip ausrichten, sind — noch — in der Minderheit. Eine rege Nachhaltigkeits-
aktivitat ist vor allem in Handlungsfeldern zu beobachten, in denen sich 6ko-
nomische mit 6kologischen und sozialen Zielen gut verbinden lassen. Trotz-
dem ist nachhaltiges Handeln im Unternehmensalltag keineswegs selbstver-
standlich. So lassen sich zum einen wirtschaftliches Kalkil und gesellschatftli-
che Zielvorstellungen nicht immer miteinander in Einklang bringen. Zum ande-
ren setzt die Ubernahme von Verantwortung — sei es aus strategischen Grin-
den oder zur Absicherung einer auf Integritat basierenden Unternehmenskultur
— einen unternehmerischen Handlungsspielraum voraus, der nicht immer ge-
geben ist.



Mit der freiwilligen und/oder strategischen Verfolgung gemeinwohlorientierter
Zielsetzungen, so wird angenommen, kdnnen Unternehmen Wettbewerbsvor-
teile generieren und gleichzeitig aus volkswirtschaftlicher Sicht zu einer aus-
gewogenen gesamtwirtschaftlichen wie gesellschaftlichen Entwicklung beitra-
gen. Vor diesem Hintergrund behandeln wir in unserer Studie die folgenden
Fragen:

1. Welche Determinanten bedingen nachhaltiges Unternehmertum? Welche
Rahmenbedingungen sind forderlich, welche eher hinderlich?

2. Welche Konzepte nachhaltigen Unternehmertums lassen sich identifizieren
und worin unterscheiden sie sich? Welche dieser Konzepte sind fur den
Mittelstand relevant?

3. Welche mdglichen Effekte auf betriebs- und volkswirtschaftlicher Ebene
konnen aus theoretischer Sicht sowie auf Basis vorliegender empirischer
Studien identifiziert werden?

Im zweiten Kapitel wird die 6konomische Rationalitat einer auf Nachhaltigkeit
ausgerichteten Wettbewerbsstrategie von Unternehmen diskutiert. Das dritte
Kapitel befasst sich mit den Einflissen und Rahmenbedingungen fiir nachhal-
tiges Unternehmertum in Deutschland. Im vierten Kapitel werden Konzepte
des Nachhaltigkeitsmanagements vorgestellt und aufgezeigt, wie diese Ansat-
ze in der Praxis umgesetzt und ggf. miteinander kombiniert werden kénnen.
Hierbei werden primar dkonomisch motivierte von vorrangig gesellschaftlich
begriindeten Ansétzen unterschieden. Im flinften Kapitel gehen wir den empi-
risch nachgewiesenen Wirkungen nachhaltigen Wirtschaftens nach. Neben
den betrieblichen Effekten werden dabei auch die volkswirtschaftlichen und
allgemein gesellschaftlichen Auswirkungen einbezogen. Die Studie schliel3t
mit einem Fazit und Erdrterungen zu den Handlungsmaoglichkeiten der Politik.



2 Konzeptionelle Einordnung: Warum nachhaltig wirtschaften?
2.1 Nachhaltigkeit aus der betriebswirtschaftlichen Perspektive

Nachhaltiges Wirtschaften, das Uber das gesetzlich sowie ethisch-moralisch
Geforderte hinausgeht, ist den Unternehmen prinzipiell freigestellt. Es ist legi-
tim und opportun, Freiraume fir betriebliche Nachhaltigkeit vorrangig unter
dem Gesichtspunkt der ©6konomischen Niutzlichkeit auszuschopfen. Denn
schlie3lich ist verantwortungsvolles Wirtschaften Unternehmen dauerhaft nur
maoglich, wenn dies unter der Mal3gabe geschieht, die eigene Wettbewerbsfa-
higkeit zu erhalten und die Arbeitplatze zu sichern. Zudem ist die Ausrichtung
des Unternehmens am 6konomischen Prinzip keine optionale Zielsetzung: Un-
ternehmen sind rechtliche Einheiten, die per Gesetz nach betriebswirtschaftli-
chen Grundsatzen zu fuhren sind, was eine Gewinnerzielungsabsicht voraus-
setzt und einen zielgerichteten Mitteleinsatz bedingt (siehe UStG und HGB).

Ubersicht 1:  Ausgewahlte Motivationen nachhaltigen Wirtschaftens

Problemstellung Ziele Instrumente
Primar *Knappheit betrieb- « Effektiverer bzw. eInvestitionen z. B. in
0konomische licher Faktoren (z. B. | effizienterer Einsatz Know-how / Techno-
Motivation Humanressourcen) betrieblicher Faktoren| logien (Innovation)
Okonomische |*Fehlender Einfluss  Erzeugung von Setzen von Verhal-
und auf Dritte Win-Win-Effekten tensanreizen
gesellschaftliche | «Fehlender Zugang zu | « Steigerung der * Akquise von
Motivation externen Ressourcen | Faktorproduktivitét Ressourcen
Priméar * Absicherung vor Ero- | Erzeugung von bzw. |<(Selbst-)Bindung an
gesellschaftliche | sion des betrieblichen| Wahrung der persén-| externe bzw. interne
Motivation Wertesystems lichen Integritat Standards/Normen
© IfM Bonn

Quelle: Eigene Darstellung.

Das Prinzip der Nachhaltigkeit ist grundsatzlich bereits im 6konomischen An-
satz verankert: Verantwortungsvolles 6konomisches Wirtschaften erfordert ei-
nen effizienten, d. h. sparsamen Umgang mit knappen Ressourcen. Ein nach-
haltiger Einsatz der Werkstoffe wie auch der anderen betrieblichen Potenzial-
faktoren liegt daher im ureigenen Interesse der Unternehmen. Nachhaltiges
Wirtschaften wirkt sich dann gewinnsteigernd aus, wenn hiermit eine verbes-
serte Kosten-Nutzen-Relation des Mitteleinsatzes erzielt wird (vgl. Freimann
2012, S. 282). Nachhaltigkeit stellt in diesem Kontext eine betriebliche Investi-
tion dar (vgl. Ubersicht 1). So zielt bspw. der Ankauf energiesparender Anla-
gen auf geringere Produktionskosten ab respektive auf die langfristige Siche-



rung und Erhdhung der betrieblichen Wettbewerbsfahigkeit. Ein anderes Bei-
spiel aus der betrieblichen Personalpolitik stellt die kontinuierliche Weiterbil-
dung der Mitarbeiter dar. Sie dient dem Ziel, die Produktivitat der Beschaftig-
ten langfristig zu erhalten. Beide Beispiele betreffen Investitionen, die auch
unabhéangig von einer explizit verfolgten Nachhaltigkeitsstrategie betriebswirt-
schatftlich veranlasst sein kdnnen. Stellt sich neben dem 6konomischen Mehr-
wert hierbei zugleich ein gesellschaftlicher Nutzen ein (etwa Umweltschutz,
Bildung etc.), ist dieser ein positiver Nebeneffekt unternehmerischen Han-
delns.

Nachhaltiges Wirtschaften kann selbst bei der Bereitstellung 6ffentlicher Guter,
die zugleich betriebliche Vorleistungen darstellen, 6konomisch maotiviert sein.
Gehen Unternehmen beispielsweise mit Hochschulen Kooperationen ein, um
die universitare Lehr- und Forschungstatigkeit zu unterstitzen, leisten sie da-
mit einen Beitrag, das Grundlagenwissen in Wissenschaft und Gesellschaft zu
mehren. Betriebswirtschaftlich vorteilhaft kann dies fur die beteiligten Unter-
nehmen sein, wenn sie hierbei einen Wissenstransfer erzielen oder Kontakte
zu potentiellen Mitarbeitern herstellen kdnnen. In diesem Fall hilft Nachhaltig-
keit den Unternehmen dabei, Zugang zu ansonsten fur sie unzugéangliche, ex-
terne Ressourcen (z. B. Know-how) zu erlangen und die eigene Ressourcen-
basis zu verbreitern.

Nachhaltigkeit dient ebenso, wenn auch indirekt, der Verhaltensbeeinflussung.
Ein Beispiel stellt die Unternehmensspende flur soziale Zwecke dar, die seitens
des Gebers mit der Erwartung verknupft sein kann, eine wohlwollende Haltung
nicht nur bei den Leistungsempfangern, sondern auch bei Dritten zu bewirken,
die hiervon Kenntnis erlangen und eigene Interessen gewahrt sehen. Dieses
soziale Engagement kdonnte dann mdglicherweise potenzielle Kunden dazu
veranlassen, ihre Kaufentscheidung zukiinftig zugunsten des nachhaltig han-
delnden Unternehmens zu treffen (vgl. Habisch 2003, S. 54). Aber auch die
eigene Belegschaft kann Adressat dieser Politik sein: Trifft ein Nachhaltig-
keitsengagement auf die Zustimmung der eigenen Belegschatft, identifizieren
sich Mitarbeiter mdglicherweise starker mit den Zielen der Fuhrung und "be-
lohnen" das Nachhaltigkeitsengagement mit ihrem Arbeitseinsatz. Nachhaltig-
keit kann dartber hinaus von Aul3enstehenden als Signal fur ein integeres Ge-
schéftsgebaren interpretiert und als solches gezielt eingesetzt werden. Auf
diese Weise konnen Unternehmen sich z. B. potenziellen Stellenbewerbern
gegenuber als attraktive Arbeitgeber prasentieren.



Selbst dann, wenn nachhaltige Unternehmensaktivitaten rein gesellschaftli-
chen Motiven entspringen, kénnen sie betriebswirtschaftlich sinnvoll sein.
Okonomisch begriindbar ist ein Nachhaltigkeitsengagement immer dann,
wenn es langfristig eine auf Integritdt basierende Unternehmenskultur unter-
stutzt. Die Festlegung betrieblicher Verhaltensstandards kann dazu beitragen,
die personliche Integritat der Mitarbeiter zu wahren, und zwar dann, wenn die-
se am Arbeitsplatz ihre eigenen ethischen Anspriiche gewahrt sehen (vgl. Ul-
rich 2001, S. 95). So kann bspw. ein Verzicht auf den Zukauf von Vorproduk-
ten aus diktatorisch gefuihrten Landern einem moralischen Empfinden der Be-
legschaft Rechnung tragen. Umgekehrt kann ein erzwungener Vorrang rein
okonomischer Interessen gegeniiber moralischen Uberzeugungen zu personli-
chen Konflikten und in nachster Konsequenz zur Erosion des betrieblichen
Wertesystems fuhren. Normen bestimmen nach Albach (2005, S. 19) das
Selbstverstandnis der Mitglieder eines Unternehmens und drticken sich in den
gelebten Werten wie auch in den Fihrungsgrundséatzen aus. Ein Beispiel stel-
len Arbeitsnormen dar, die das Leistungsniveau der Mitarbeiter bedingen (vgl.
Backes-Gellner et al. 2001, S. 379). Normen koénnen unvollstandige Vertrage
erganzen, die wechselseitigen Verhaltenserwartungen unter den Beleg-
schaftsmitgliedern stabilisieren und somit Transaktionskosten reduzieren (vgl.
Oechsler 2004, S. 98 ff.). Normen kdnnen ferner eine Vertrauenskultur im Un-
ternehmen begrinden und auf diese Weise Risiken opportunistischen Verhal-
tens vermindern (vgl. Ripperger 2003, S. 174 ff.). Unternehmen kdnnen durch
gezielte Etablierung von Normen, und dazu gehéren auch Normen fir nach-
haltiges Wirtschaften, Koordinations- und Kontrollkosten einsparen und von
einem Produktivitatszuwachs profitieren (vgl. Schanz 2004, S. 1947 und Mau-
rer 2004, S. 1294).

2.2 Nachhaltigkeit aus der volkswirtschaftlichen Perspektive

Dem klassischen 6konomischen Theorieverstandnis zufolge ist die Fihrung
eines Unternehmens an betriebswirtschaftlichen Zielen — darunter an der Ren-
tabilitéat des eingesetzten Kapitals, der Wirtschaftlichkeit der Produktionsabl&u-
fe und der Sicherung der Liquiditat — auszurichten und nicht an gesellschatftli-
chen bzw. volkswirtschaftlichen Zielgro3en wie der Erfillung der Grundbedurf-
nisse der Gesamtheit aller Burger und dem Erhalt der nattrlichen Umwelt fir
zukinftige Generationen zu orientieren. Dass diese Betrachtung allerdings auf
lange Sicht zu kurz greift, machten die vorangestellten Ausfiihrungen zum be-
triebswirtschaftlichen Kalkil der Nachhaltigkeitspolitik deutlich: In der Praxis
stellen gesellschaftliche Effekte dann eine sinnvolle Zielgrof3e des Nachhaltig-



keitsengagements fir Unternehmen dar, wenn diese mit einem unterneh-
menseigenen Zusatznutzen verknipft sind. Nachhaltigkeit dient dann auch
volkswirtschaftlichen Zielen, wenn hierdurch der Ubergang zu effektiveren
und/oder effizienteren Produktionsweisen gelingt. Investitionen dieser Art wer-
den — je nach Kapitalbestand und Beschaffungskosten — bis zu einem Niveau
getatigt, bei welchem die Grenzleistungsfahigkeit des Kapitals dem Marktzins
entspricht (vgl. Woll 1987, S. 359 ff.). Tragt nachhaltiges Wirtschaften auf be-
trieblicher Ebene zur Erh6hung der Faktorproduktivitdt und der Erschliel3ung
von Ressourcen bei, kdnnen auf der Ebene der Volkswirtschaft derartige ag-
gregierte Effekte die Wettbewerbsfahigkeit und die Ressourcenausstattung
ganzer Branchen beférdern. Diese Wirkungen durften umso hoher ausfallen, je
mehr sich nachhaltiges Wirtschaften flachendeckend durchsetzt und die Kon-
sumenten bereit sind, etwaige hohere Produktionskosten und Preise zu zah-
len.

Die Ziele nachhaltigen Wirtschaftens sind in der Praxis jedoch nicht immer wi-
derspruchsfrei: Nachhaltigkeit kann etwa auf betrieblicher Ebene zur Personal-
rekrutierung und damit auch Sicherung von Arbeitsplatzen dienen und insofern
volkswirtschaftliche Effekte bewirken. Geht dies jedoch zu Lasten des notwen-
digen Strukturwandels, steht aus betriebswirtschaftlicher Sicht sinnvolles nach-
haltiges Wirtschaften dem volkswirtschaftlichen Ziel der Entwicklung wettbe-
werbsfahiger Strukturen entgegen.

Ein weiteres Beispiel betrifft die Bereitstellung 6ffentlicher Giter: Erzeugen
Unternehmen im Zuge ihrer betrieblichen Nachhaltigkeitspolitik so genannte
Offentliche Guter (z. B. soziale Infrastruktur), tragen sie auf diesem Wege zur
Verminderung von Licken in der volkswirtschaftlichen Guterversorgung bei
und entlasten ggf. den Staat (vgl. Lachmann 2004, S. 331 ff.). Die Unterneh-
men werden jedoch nur solche 6ffentlichen Guter in Eigenleistung erbringen,
die ihnen einen Zusatzgewinn bescheren. Es ist daher mit einem selektiven
Engagement und aus volkswirtschaftlicher Sichtweise mit einer Unterversor-
gung an offentlichen Gitern zu rechnen.

Gleiches gilt fur die Vermeidung negativer externer Effekte (z. B. Schadstoff-
emissionen): Sofern Unternehmen derartige Negativeffekte ihrer Produktion
freiwillig beseitigen, wird die Volkswirtschaft von diesem Engagement profitie-
ren. Aus volkswirtschaftlicher und gesellschaftlicher Perspektive ist das nach-
haltige Wirtschaften des einzelnen Unternehmers wiinschenswert, sobald ne-
gative Auswirkungen der Unternehmenstétigkeit Dritte in ihrer Lebensfiihrung



und ggf. in ihrer 6konomischen Rentenerzielung tangieren (vgl. Schreydgg
2003, S. 77 ff.). Dies ist beispielsweise der Fall, wenn betrieblich verursachte
Emissionen die Lebensqualitdt und somit den Wohnwert von Immobilien be-
eintrachtigen. Jedoch werden nicht alle Unternehmen aus freien Stiicken fur
von ihnen verursachte negative externe Effekte aufkommen. Aus volkswirt-
schatftlicher Sicht sind daher Auflagen oder Anreize, im genannten Beispiel zur
Investition in Umweltschutz, unverzichtbare Instrumente, um volkswirtschaftli-
che Ziele gegentber einem ggf. hiervon abweichenden einzelwirtschaftlichen
Interesse durchzusetzen.

In gleicher Weise, wie Nachhaltigkeit auf Unternehmensebene eine auf Integri-
tat basierende Unternehmenskultur starken kann, kdnnen konzertierte Aktio-
nen unter Marktpartnern dazu beitragen, ein gemeinsames Wertesystem zu
etablieren, das die Wirtschaftsbeziehungen entlang der Wertschopfungsketten
und dartber hinaus steuert. Voraussetzung hierftir ist die Selbstbindung der
beteiligten Unternehmen an einen Normenkodex. Auch auf der volkswirtschaft-
lichen Betrachtungsebene sind derartige Normen zum Wohle aller vorteilhaft
(vgl. Ernst 2012, S. 1305). Soziale Normen befordern zudem die Bildung funk-
tionsfahiger Netzwerkstrukturen, die den darin eingebundenen Akteuren Wett-
bewerbsvorteile verschaffen konnen (vgl. Jansen 2003, S. 26). Soziale Dilem-
mata erschweren jedoch derartige Prozesse oder verhindern sie mitunter so-
gar (vgl. Riechmann 2002, S. 29 ff.). Umgekehrt kann eine Missachtung etab-
lierter Normen auch die weitere Entwicklung des betreffenden Unternehmens
gefahrden.



3 Rahmenbedingungen nachhaltigen Wirtschaftens

Sowohl die Politik als auch die Interessensvertreter der Wirtschaft, der Ver-
braucher sowie weitere gesellschaftliche Gruppierungen wirken auf Unterneh-
men ein und unterstitzen diese in ihrer Fahigkeit, nachhaltig zu wirtschaften.
Ihr Einfluss determiniert den Handlungsrahmen fir Verantwortungsubernahme
von Unternehmen in Deutschland.

3.1 Rechtliche Vorgaben und verbindliche Standards

Die Rahmenbedingungen fur nachhaltiges Unternehmertum werden entschei-
dend durch den Gesetzgeber bestimmt. Grundlegende Vorschriften zu den
Pflichten der an Geschéften beteiligten Vertragsparteien sowie zur Form derar-
tiger Transaktionen regeln das Burgerliche Gesetzbuch (BGB), zahlreiche Ge-
setze des Wettbewerbsrechts und eine Vielzahl an Vorschriften des o6ffentli-
chen Rechts sowie Verordnungen. In Ubersicht 2 sind ausgewahlte, auf Bun-
desebene erlassene Gesetze aufgefuhrt, die Unternehmen direkt und indirekt
zur Nachhaltigkeit verpflichten. Zum Schutze der Marktpartner (z. B. Verbrau-
cher), der Mitarbeiter und Vertreter der Offentlichkeit (z. B. der natirlichen
Umwelt) wird die Vertrags- und Handlungsfreiheit von Unternehmen entschei-
dend eingeschréankt. So darf etwa von rechtlichen Regelungen zu Ungunsten
des Verbrauchers nicht abgewichen werden (z. B. Gewahrleistungspflichten).
Andere Regelungen binden die Unternehmen an bestimmte Verfahren, darun-
ter etwa die im AGG enthaltenen Pflichten zu den diskriminierungsfreien Aus-
wahlverfahren von Mitarbeitern. Zum Schutz der Umwelt legen etwa Grenz-
werte die zuldssigen Emissionen fest und zwingen Unternehmen zu einer um-
weltvertraglichen Nutzung nattrlicher Ressourcen.

Die gesetzlichen Regelungen dienen dazu, in Fallen, in denen Nachhaltigkeit
vom Gesetzgeber als unabdingbar angesehen wird, Benachteiligungen der
strukturell unterlegenen Parteien (z. B. Stakeholder) auszurdumen. Der Staat
versucht auf diese Weise daflir Sorge zu tragen, ein Ungleichgewicht etwa im
Hinblick auf die Informationslage, die Wissensverteilung und die Machtverhalt-
nisse zu beheben. Aussagen dariiber, ob die verabschiedeten Gesetze in der
Praxis tatsachlich voll umfassend durchgesetzt werden, lassen sich an dieser
Stelle nicht treffen. Es ist nicht auszuschlie3en, dass fehlende Kontrollen im
Einzelfall dazu fihren, dass Unternehmen geltendes Recht missachten. Auch
ist nicht sichergestellt, dass samtliche Moglichkeiten zur Umgehung von Ge-
setzen unterbunden sind. Des Weiteren ist denkbar, dass zu geringe Strafen
bei Zuwiderhandlung einige Unternehmen dazu veranlassen, von der Befol-



gung bestimmter Richtlinien von vorne herein abzusehen. Es kann also nicht
automatisch von einer Selbstdurchsetzbarkeit von Gesetzen im Hinblick auf
eine nachhaltige Markt-, Arbeits- und Umweltperformance von Unternehmen
ausgegangen werden.

Ubersicht 2:  Ausgewahlte gesetzliche Bestimmungen mit Bezug zu nachhal-
tigem Wirtschaften

Bereich Zielstellung Rechtsgrundlage

Markt * Verbraucherschutz » Verbraucherinformationsgesetz (VIG)
* AGB-Gesetz (vom BGB iibernommen)

« Korruptionsverbot « Gesetz gegen internationale
Bestechung (IntBestG)

« Offentliche Auftragvergabe * Vergabeordnungen (VOB; VOF etc.)

Arbeit e Chancengleichheit, Diskri- « Allgemeines Gleichbehandlungs-
minierungsverbot gesetz (AGG)
» Stellung der Mitarbeiter im » Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG)
Unternehmen « Mitbestimmungsgesetz (MitbestG)
« Arbeitszeitgesetz (ArbZG)
« Kindigungsschutzgesetz (KSchG)
« Arbeitssicherheit « Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG)
* Work-Life-Balance « Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG)
* Bundeserziehungsgeldgesetz (BErzGG)
» Personalentwicklung » Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG)
« Aufstiegsfortbildungsférderungsgesetz
(AFBG)
Umwelt/ * Umweltschutz » Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrwG)
SC?]S;{I- » Gefahrstoffverordnung (GefStoffV)

e Forderung von Innovationen | ¢ Erneuerbare Energiegesetz (EEG)

« Selbstorganisationsfahigkeit | « Stiftungsrecht

der Zivilgesellschaft « Vereinsrecht

© IfM Bonn

Quelle: Eigene Darstellung.

Neben der Schaffung eines gesetzlichen Rahmens setzt die Politik wirtschafts-
und steuerpolitische Anreize fur nachhaltiges Handeln (vgl. Maafl3 2010,
S. 17 ff.). Zu den angebotsseitigen Ansatzen zahlen die staatlicherseits fur
NachhaltigkeitsmalRnahmen den Unternehmen gewahrten Steuererleichterun-
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genl, Investitionszulagen etwa zur Erhdéhung der Energieeffizienz von Be-
triebsmitteln2 oder Zulagen wie die Bildungspramie3. Und nicht zuletzt ist auch
der von der Europaischen Kommission eingeflihrte Emissionsrechtehandel ein
marktbezogenes Instrument der Nachhaltigkeitsforderung, das auf eine Be-
grenzung der Kohlenstoffdioxidemission abzielt.

Hinzu kommen die nachfrageseitigen Politikanséatze. Hierunter fallen samtliche
ordnungspolitischen Instrumente, die das Nachfrageverhalten beeinflussen,
wie z. B. die Forderung der Publizitat von Konsumentenanspriichen. Schliel3-
lich tritt der Staat selbst als Nachfrager von Unternehmensleistungen in Er-
scheinung. Ihm ist es mdglich, durch selbstgesetzte Bestimmungen des Be-
schaffungswesens den eigenen Konsum unter der MalRgabe der Forderung
von Nachhaltigkeit zu steuern. Ein Beispiel hierfir sich die Festlegungen von
Tariftreueregelungen.4

Dartber hinaus setzen sich sowohl die Bundesregierung als auch die Regie-
rungen der Bundeslander fir die weitere Verbreitung nachhaltiger Unterneh-
menspraktiken aktiv ein. Die Bundesregierung berief hierzu den Rat fur Nach-
haltige Entwicklung (RNE), auf dessen Empfehlungen sie die nationale Nach-
haltigkeitsstrategie flr Deutschland verabschiedete. Dieser Deutsche Nachhal-
tigkeitskodex definiert Kriterien nachhaltigen Wirtschaftens flr Unternehmen
jeglicher GroRRe und Rechtsform. Dabei wird den Unternehmen ausdriicklich
eine Mitverantwortung fur gesellschaftliche Entwicklungen im nationalen und
internationalen Rahmen zugeschrieben (vgl. Bundesregierung 2012). Uber
eine Leitbildfunktion geht diese Strategiefestlegung jedoch nicht hinaus. Die

1 Der Staat gewahrt Abzugsfahigkeit flr soziale Spenden, die Unternehmen leisten. Das
Sponsoring kann zudem als Betriebsausgabe steuermindernd geltend gemacht werden.
Und auch personelle Einsatze fir CSR werden als Aufwendungen angesehen, sofern
diese betrieblich veranlasst sind.

2 |m Rahmen des "ERP-Umwelt- und Energieeffizienzprogramms (237, 247, 238, 248)"
fordert die Kreditanstalt fir Wiederaufbau (KfW) Umweltschutzmafinahmen sowie Mal3-
nahmen zur Steigerung der Energieeffizienz etwa durch die Gewéahrung von Krediten zu
gunstigen Zinssatzen (siehe hierzu http://www.kfw-mittelstandsbank.de).

3  Siehe http://www.bundesregierung.de/Content/DE/  StatischeSeiten/Breg/ThemenAZ/
DemografischerWandel/politikschwerpunkt-demographischer-wandel.html.

4 Bayern und Niedersachsen zéhlen zu den Bundeslandern mit Tariftreueregelungen im
Vergabegesetz (siehe BayBauVG und LVergabeG Niedersachsen). Eine Regelung zur
Bevorzugung von ausbildenden Unternehmen unter Bietern mit sonst gleichen Voraus-
setzungen enthalt bspw. das hessische Vergaberecht (HVgG, § 3). Berlin verfiigt tber
eine Frauenfoérderverordnung (8 13 Landesgleichstellungsgesetz Berlin).
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Bundesregierung beschrankt sich grundséatzlich auf Appelle an die Unterneh-
men und verzichtet auf weitere gesetzliche Regelungen.

Aufbauend auf der nationalen Strategie entwickelten die Bundeslander eigene,
regionale Nachhaltigkeitsstrategien und setzen eigene Schwerpunkte in der
Forderung nachhaltiger Unternehmenskonzepte. In Nordrhein-Westfalen
bspw. orientiert sich die Landesregierung an einer gleichgewichtigen Verbin-
dung von sozialer Gerechtigkeit und 6konomischer Vernunft mit 6kologischer
Verantwortung: Sie setzt angesichts der ressourcenintensiven Wirtschaft, der
hohen Bevdlkerungsdichte und der demografischen Entwicklungen die politi-
schen Schwerpunkte u. a. auf den Schutz naturlicher Ressourcen etwa in Hin-
blick auf Bio-Diversitat, eine nachhaltige Stadt- und Quartiersentwicklung so-
wie auf soziale Integration und Férderung der Interkulturalitat (vgl. MKULNV
NRW 2013, S. 2). Daruber hinaus initiiert die Landesregierung Nordrhein-
Westfalens — ebenso wie andere Bundeslander — Initiativen zur Verbreitung
von Nachhaltigkeitspraktiken und veranstaltet Wettbewerbe zur Pramierung
erfolgreicher Konzepte (vgl. Heuberger 2008, S. 471).

Neben den vorgenannten Gesetzen, die Unternehmensleitungen zu konkreten
Handlungen verpflichten, lenken verbindliche Standards das unternehmerische
Handeln in Richtung Nachhaltigkeit. Der Deutsche Corporate Governance Ko-
dex (DCGK) fallt in diese Kategorie. Damit soll Transparenz auf den jeweiligen
Teilméarkten geschaffen und eine Uberwachung der Unternehmen gewahrleis-
tet werden.> Dieser Standard schreibt bdrsennotierten Gesellschaften Min-
deststandards einer verantwortungsvollen Fiihrung vor. Unter anderem umfas-
sen diese Regelungen Veroffentlichungspflichten tber die an den Tag gelegte
Nachhaltigkeitspraxis. Ein weiterer Standard, der fir den Bankensektor erlas-
sen wurde, stellt die als Basel Il bezeichnete Regelung dar. Diese sieht u. a.
die Einfuhrung einer Verschuldungsgrenze vor zur Absicherung des Finanz-
systems und Vermeidung einer Kreditverknappung.

3.2 Freiwillige Standards und Leitlinien

Der gesetzliche Rahmen verschafft den Unternehmen Freirdume zur freiwilli-
gen Verantwortungsubernahme. Internationale und nicht-staatliche Organisati-
onen auf nationaler Ebene unterstitzen diese Verantwortungsubernahme

S Der DCG-Kodex verpflichtet die Unternehmensfuhrung "im Einklang mit den Prinzipien
der sozialen Marktwirtschaft fur den Bestand des Unternehmens und seine nachhaltige
Wertschopfung zu sorgen” (nachzulesen unter www.corporate-governance-code.de).
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durch eigene Aktivitaten (siehe Ubersicht A1 im Anhang). So haben die Ver-
einten Nationen in Zusammenarbeit mit der Internationalen Arbeitsorganisation
(ILO) einen Verhaltenskodex fur multinationale Unternehmen entwickelt. Die-
ser Global Compact beinhaltet Prinzipien einer Unternehmenspolitik zur Ein-
haltung der Menschenrechte, grundlegender Arbeits- und Umweltschutznor-
men sowie eine Verpflichtung zur Korruptionsbekédmpfung. Mit diesem Ab-
kommen wurden allgemeingultige Mindeststandards flr Unternehmen festge-
legt, die als Leitlinie flr nachhaltiges Unternehmertum dienen kénnen. Die Be-
folgung dieser Prinzipien ist den Unternehmen allerdings freigestellt; eine Kon-
trolle der sich auf den Global Compact berufenden Unternehmen erfolgt nicht,
so dass bloRRe Lippenbekenntnisse ebenso wenig auszuschlie3en sind wie ei-
ne Instrumentalisierung dieser UN-Kampagne zur reinen Imageverbesserung
(vgl. Jonker et al. 2011, S. 106). Eine wichtige Funktion dieses Standards ist in
den Dialogen zu sehen, die mit diesem Forum angestof3en und fortwéhrend
gefuhrt werden. Der Anteil der Unternehmen in Deutschland, die sich offiziell
bei ihrer Nachhaltigkeitsberichterstattung auf den Global Compact berufen, ist
zudem noch gering. Der Mittelstand tritt nur vereinzelt in Erscheinung: Zwi-
schen den Jahren 2000 und 2014 haben rund 250 deutsche Firmen offiziell
ihre Teilnahme am Global Compact angemeldet (vgl. www.unglobalcompact.
com). Hierbei handelt es sich zumeist um grol3e Unternehmen, darunter 24 der
sogenannten DAX-30-Unternehmen.

Auf internationaler Ebene haben sich weitere Standards und Konzepte zur
freiwilligen Selbstbindung von Unternehmen an Nachhaltigkeitsprinzipien etab-
liert, darunter die OECD-Leitsatze fir multinationale Unternehmen und die
Grundsatz-Charta Fair Trade (vgl. Ubersicht 3). Auf EU-Ebene wurden seit
2001 mit dem Grinbuch und den Kommissionsmitteilungen Richtlinien zur
Nachhaltigkeit respektive zur Corporate Social Responsibility (CSR) entwi-
ckelt, die Orientierung zur Umsetzung gesellschaftlicher Verantwortung auf
Unternehmensebene bietet (KOM 2001; KOM 2011). Dies gilt ebenso fiur die
Leitlinien und Umsetzungshilfen fur die CSR- und Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung, wie sie z. B. die Global Reporting Initiative (GRI) anbietet (vgl. Hentze
2012, S. 1090 f.).6

6  AuBerdem hat der Verband der unabhangigen Nachhaltigkeits-Rating-Agenturen
(Association for Independent Corporate Sustainability and Responsibility Research - Al
CSRR) einen européischen Qualitdtsstandard zur unternehmerischen Nachhaltigkeit
(CSR) und zum nachhaltigem Investment (SRI) entwickelt (CSRR-QS 2.1) (vgl.
http://csr-agentur).
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Ubersicht 3:  Ausgewahlte Leitsatze und Normenwerke

OECD- Die OECD-Leitséatze von 2008 enthalten detaillierte Empfehlungen fir ver-
Leitsatze antwortungs-volles Unternehmertum (siehe www.oecd.org). Ziel dieser zwi-
schenstaatlichen Vereinbarung war es, den freien Welthandel zu starken
und hierbei die negativen Begleiterscheinungen der globalisierten Wirtschaft
zu korrigieren (vgl. RIETH 2009, S. 121 f.).

Fair Traide | Die Grundsatz-Charta fur den Fairen Handel (2009) wurde von den beiden
wichtigsten Fair Trade Organisationen verfasst, der WFTO (World Fair Tra-
de Organization) und der FLO e.V. (Fair Trade Labelling Organization Inter-
national) und enthélt die umfassendste Definition des fairen Handels. Nahe-
res ist zu finden unter www.fairtrade.de.

ISO 9000 Die 1SO 9000 Normenreihe definiert Grundlagen und Anforderungen zu
Qualitatsmanagementsystemen. Der Nachweis, ob das Managementsystem
eines Unternehmens den Anforderungen genigt, wird durch einen Zertifizie-
rungsprozess inkl. Ausstellung eines Zertifikats erbracht. Weitergehende
Informationen siehe http://www.iso.org/iso/iso_9000.

ISO 14000 | Die Umweltnorm ISO 14000 beinhaltet Leitlinien zum Umweltmanagement
und unterscheidet zwischen organisations- und produktorientierten Normen.
Sie soll Unternehmen und Organisationen dabei unterstiitzen, ein systema-
tisches Umweltmanagement zu betreiben. Naheres zu finden unter
www.14001news.de.

SA 8000 Die SA 8000 (Social Accountability) ist eine international verbreitete Zertifi-
zierungsnorm, die von der US-Nichtregierungsorganisation Social Accoun-
tability International (SAI) auf der Grundlage der internationalen Menschen-
rechtskonvention und den Empfehlungen der Internationalen Arbeitsorgani-
sation IAO (International Labour Organization ILO) entwickelt wurde. Die SA
8000 Uberprift die Einhaltung sozialer Mindeststandards in produ-zierenden
Unternehmen. Nahere Informationen unter www.sa-intl.org/sa8000.

EMAS EMAS ist ein Eco-Management und Audit Scheme der Europaischen Union
zum nachhaltigen Umweltmanagement. In Deutschland sind mehr als 1200
Unternehmen und Organisationen mit dem EU-Label ausgezeichnet (vgl.
http://mwww.emas.de/home).

ISO 26000 | Die Norm ISO 26000 stellt einen Leitfaden zur sozialen und gesellschaftli-
chen Verantwortung dar, an dem sich Unternehmen und Organisationen
orientieren kénnen. Sie ist jedoch keine Managementsystem-Norm und
nicht fir Zertifizierungen vorgesehen (www.iso.org/iso/home/standards/
i5026000.htm).

© IfM Bonn

Quelle: Eigene Darstellung.

Von den zuvor erwdhnten freiwilligen Leitfaden zu unterscheiden sind Normen-
werke, die den Rahmen fur Managementsysteme bilden und den Unterneh-
men in der Regel die Moglichkeit einer externen, unabhéngigen Uberpriifung
ihres Handelns bieten. Zu den Normen nachhaltiger Unternehmenspolitik zah-
len die Normenreihe 1ISO 9000 (Quality Management), ISO 14000 (Environ-
mental Management), SA 8000 (Social Accountability), EMAS und die 1SO-
Norm 26000 (Guidance in Social Responsibility). Die Standards fur Qualitats-
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management, Umweltschutz und soziale Arbeitsbedingungen unterscheiden
sich aufgrund ihrer Zertifizierbarkeit von der Norm verantwortungsvoller Unter-
nehmensfihrung, die lediglich ein Prifschema beinhaltet. Zertifikate bieten
den Unternehmen den Vorteil, ihre nach auf3en nicht erkennbare Unterneh-
mensleistung durch externe Verifizierung und Dokumentierung sichtbar zu
machen. Eine empirische Untersuchung unter Unternehmen des Produzieren-
den Sektors zeigt, dass mehr als jedes siebte Unternehmen (14,9 %) zur
Sichtbarmachung der eigenen Nachhaltigkeitspolitik und zur Differenzierung
gegenuber Konkurrenten bereits auf diese Mdoglichkeit der Zertifizierung zu-
riickgreift. Obwohl die ISO-Norm 26000 keine Zertifizierungsmoglichkeit bietet,
begriindet sie immerhin eine einheitliche Methodik und legt Mindeststandards
zur Bewertung einer nachhaltigen Unternehmensfiihrung fest.

Abseits der ISO-Normen, an deren Entstehung das Deutsche Institut fir Nor-
mung e. V. beteiligt ist, werden Audits und Standards auch in Eigeninitiative
der Wirtschaft bzw. auf Initiative der die Unternehmen vertretenden Verbénde
und Nichtregierungsorganisationen entwickelt.” Die Spitzenverbande der
deutschen Wirtschaft (BDA, BDI, DIHK und ZDH) setzen sich in dieser Hin-
sicht fur den Erhalt der Freiwilligkeit nachhaltigen Unternehmertums ein und
sprechen sich explizit gegen verpflichtende Regelungen wie einer Berichts-
pflicht fur kleine und mittlere Unternehmen aus (BDA et al. 2011). Die NGOs
dagegen pladieren fir mehr Transparenz, Nachvollziehbarkeit und Verbind-
lichkeit; viele der NGOs sehen sich als so genannte Watchdogs (dt.: Kontroll-
und Beratungsgremium) und Informationsbroker fir unternehmerisches Fehl-
verhalten (vgl. Gebauer/Ziegler 2013, S. 43).

SchlieB3lich gewinnt der Aspekt der Nachhaltigkeit als Asset auch auf Finanz-
markten an Bedeutung. Dies hat zur Begriindung von nachhaltigkeitsorientier-
ten Indizes wie dem Dow Jones Sustainability Index8, dem FTSE4Good® oder
dem Natur Aktienindex (NAI)10 gefiihrt. Auch Rating-Agenturen bewerten mitt-

7 Das Audit "berufundfamilie" geht auf eine Initiative der gemeinnitzigen Hertie-Stiftung
zurlck (vgl. NEUREITER/PALZ 2008, S. 462 und http://www.beruf-und-familie.de).

8  Die Dow Jones Sustainability Indizes, die sich in globale (DJSI Word) und europdische
Indizes (DSJI STOXX) untergliedern, enthalten die besten Unternehmen einer Branche
bezuglich ihrer Nachhaltigkeitsleistung (www.sustainability-indices.com).

9  Der FTSE4GOOD ist eine Indexfamilie zu Nachhaltigkeit und Corporate Governance des
Londoner Anbieters FTSE. Sie nhehmen Unternehmen auf, die sich besonders im Be-
reich der Corporate Social Responsibility (CSR) engagieren. Die Unternehmen werden
regelmafig nach CSR-Kriterien Gberprift (siehe http://www.ftse.com/indices).

10 per Index gilt als Orientierung fur griine Geldanlagen (siehe www.nai-index.de).
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lerweile die gesellschaftliche Verantwortung von borsennotierten Unternehmen
und nehmen dadurch Einfluss auf Investoren- und Konsumentenentscheidun-
gen (vgl. Von Flotow et al. 2003, S. 22 ff.).
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4 Ansétze nachhaltiger Unternehmensfihrung

Nach dem Modell der Triple-Bottom-Line (TBL) kann nachhaltige Unterneh-
mensfihrung entlang der drei Saulen — Okonomie, Soziales, Okologie — entwi-
ckelt werden (vgl. Deutscher Bundestag 1998). Die Saule der Okonomie um-
fasst die betriebliche Leistungserstellung und unternehmensextern die Positio-
nierung des Unternehmens am Markt und innerhalb der Wertschopfungskette.
Die Saule des Sozialen bezieht sich zum einen auf die Organisation der Arbeit
in den Unternehmen und zum anderen auf die gesellschaftlichen Belange im
sozialen Nahbereich (vgl. KOM 2003). Die Saule der Okologie schlieBt samtli-
che Aspekte des Erhalts der 6kologischen Umwelt ein. Ansatze nachhaltiger
Unternehmensfiihrung kénnen nach ihrer Bereichsabdeckung sowie anhand
der ihnen zugrundeliegenden Motivationen unterschieden werden (siehe Uber-
sicht 4).

Ubersicht 4:  Ausgewahlte Ansatze nachhaltiger Unternehmensfiihrung

Saulen nachhaltiger Unternehmensfihrung

Ausrichtung Okonomie Soziales Okologie
der Ansatze Arbeits- Gemein-
platz wesen

Gesellschaft- |« Sustainable Entrepreneurship (dt.: Nachhaltige Unternehmensfihrung)

lich und  Corporate Social Responsibility (dt.: Unternehmerische Sozialverantwortung)

O6konomisch
motiviert «Corporate Governance *Corporate Citizenship * Ecopreneurship
Priméar « Stakeholder Management (dt.: Management betrieblicher Anspruchsgruppen)
okonqmlsch * Responsible Supply- *Responsible Human- * Responsible Resource-
motiviert :
Chain-Management Resource-Management Management
Priméar « Corporate Compliance (dt.: Regeltreue Unternehmensfihrung)
gesellschaft | - borate Philantropy (dt.: Unternehmerische Philanthropi
lich motiviert orporate Philantropy (dt.: Unternehmerische Philanthropie)

© IfM Bonn

Quelle: Eigene Darstellung.

Die nachfolgenden Ausfiihrungen befassen sich an erster Stelle mit den tber-
geordneten, bereichstbergreifend angelegten Ansatzen und gehen nur auf
ausgewahlte Anséatze spezifischer Art ein, die sich vorrangig auf eine der Sau-
len der Nachhaltigkeit beziehen.
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4.1 Gesellschaftlich und 6konomisch motivierte Ansatze
4.1.1 Sustainable Entrepreneurship

Der Managementansatz des Sustainable Entrepreneurships (SE, dt.: nach-
haltiges Unternehmertum) sieht eine gleichgewichtige Orientierung der Fih-
rungsstrategie an 6konomischen, 6kologischen und sozialen Unternehmens-
zielen vor (vgl. Cohen/Winn 2007, S. 30 ff.). Nachhaltiges Wirtschaften wird im
SE-Ansatz zur Kernaufgabe der Unternehmensfihrung erhoben. Diesem An-
satz zufolge sind die Auswirkungen sowohl auf das Unternehmen selbst als
auch auf das einzelne Individuum und die Gesellschaft als Ganzes bei der Un-
ternehmensfuhrung zu bertcksichtigen (vgl. Shepherd/Patzelt 2010, S. 137).

Sustainable Entrepreneurship erfordert die grundséatzliche Abkehr von einem
kurzfristigen Erfolgsstreben und die Hinwendung zu einer an langfristigen be-
triebs- und volkswirtschaftlichen Zielen orientierten Unternehmensstrategie
(vgl. Jonker et al. 2011, S. 196). Okonomische Ziele sind sowohl Mittel als
auch Zweck, da nachhaltige Unternehmensziele nur mit Hilfe eines umsatz-
und nachfragestarken Unternehmens umgesetzt werden koénnen (vgl.
Schaltegger/Wagner 2011, S. 225f.). Als langfristig ausgewogen kann eine
SE-Fuhrungsstrategie erst dann gelten, wenn sie nicht nur an den Bedurfnis-
sen der heutigen Konsumenten orientiert ist, sondern auch die Belange zu-
kinftiger Generationen berucksichtigt. Konkrete Handlungsempfehlungen, wie
Nachhaltigkeit im Unternehmen umzusetzen ist, werden jedoch nicht unterbrei-
tet. Durch seine Fokussierung auf die Nachhaltigkeitsziele bleibt der Ansatz
hinsichtlich seiner Ausdifferenzierung in funktionale Strategien weitgehend un-
vollstandig.

Der Managementansatz des Sustainable Entrepreneurships wird nicht selten
mit den ahnlich lautenden Konzepten des Green Entrepreneurship bzw. Eco-
preneurships und des Social Entrepreneurships gleichgesetzt oder gar ver-
wechselt. Wahrend der SE-Ansatz eine Fuhrungskonzeption darstellt und prin-
zipiell in allen Unternehmen als strategische Leitlinie betrieblichen Handelns
zur Anwendung gebracht werden kann, bezeichnen die letztgenannten Begrif-
fe spezielle Formen des Unternehmertums, in denen dkologische bzw. soziale
Innovationen genutzt werden, um Tatigkeitsfelder zu erschliel3en, die aufgrund
von Marktversagen in herkdmmlicher Weise nicht besetzt werden kdnnen. So
geht die Motivation der sogenannten Ecopreneure (dt.: Umweltunternehmer)
uber das nachhaltige Umweltmanagement hinaus; Ecopreneure machen die
Verbesserung der Umweltqualitdt und umweltbezogene Problemlésungen zu
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ihrem Kernanliegen (vgl. Schaltegger/Petersen 2000, S. 9). lhr Ziel ist darin
begrundet, innovative Lebensmodelle flir eine emissionsarme, ressourceneffi-
ziente und naturvertragliche Gesellschaft in die Praxis einzufiihren (vgl. BDI
2013, S. 6 1.).

Bei dem sogenannten Social Entrepreneur (dt.: Sozialunternehmer) handelt es
sich um einen dem Ecopreneur &hnlichen Unternehmertypus mit allerdings
anderer Zielausrichtung. Der Social Entrepreneur begrindet eine Organisation
(z. B. ein Kulturbetrieb), die gemeinnutzig tatig ist, soziale Ziele verfolgt und
oftmals auf die Erstellung 6ffentlicher Giter abzielt (vgl. Jonker et al. 2011,
S. 176). Die Herausforderung fur das soziale Unternehmertum ist es, einen
Mehrwert fur die Gesellschaft im Allgemeinen und fur soziale Randgruppen im
Speziellen (z. B. Personen mit geringer Kaufkraft) zu erzielen und gleichzeitig
die 6konomische Basis fur den Fortbestand des eigenen Unternehmens si-
cherzustellen (vgl. Schaltegger/Wagner 2011, S. 224). Der Social Entrepre-
neur riickt zudem in seinem Bestreben, den eigenen Arbeitsplatz zu schaffen
und den Lebensunterhalt zu bestreiten, in die Nahe eines Unternehmers im
klassischen Sinne.

4.1.2 Corporate Social Responsibility

Mit Corporate Social Responsibility (CSR) verfligt die Nachhaltigkeitsdebatte
Uber einen weiteren Managementansatz, der samtliche Saulen der Triple Bot-
tom Line abdeckt. Dieser Fihrungsansatz hat in den letzten Jahren in der
Fachdebatte eine hohe Bedeutung erlangt, wie Wal3mann (2011, S. 5) anhand
der Zahl der Forschungsbeitrdge zum Thema eindrtcklich belegt. Seine Ein-
fuhrung und wachsende Bekanntheit in Deutschland und Europa verdankt die-
ser Ansatz der Europdischen Kommission, die CSR zum Leitbild der Unter-
nehmensentwicklung ihrer Lissabon-Strategie erklarte (vgl. KOM 2001).

Der Gegenstandsbereich von CSR wurde zunachst eng gefasst. Hervorgeho-
ben wurden die grundsatzliche Freiwilligkeit des Handelns und die strategi-
schen Chancen, die mit einer freiwilligen Verantwortungsiibernahme fur das
Gesellschaftliche verbunden sein kann (vgl. KOM 2004, S. 5 ff.). CSR zielt auf
den Dialog der Unternehmen mit den betrieblichen Interessengruppen ab (vgl.
Bassen et al. 2005, S. 235) und dient folglich in erster Linie der Steuerung be-
trieblicher Relationen und der Ressourcenallokation. In der Frage, wie dieser
Ansatz umgesetzt werden kann, geht dieses Konzept allerdings nicht tber die
Erdrterung von Instrumenten hinaus; Umsetzungsempfehlungen fir die be-
triebliche Praxis werden nicht unterbreitet.
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Die politische Debatte zu CSR richtete ihr Hauptaugenmerk auf die Frage, wie
die Wirtschaft zu mehr Verantwortungstbernahme fir die Gesellschaft bewegt
werden kann (vgl. Wihle 2007, S. 6 f. und Kuhlen 2005, S. 7 ff.). Um diesem
normativen Anspruch der Politik an das CSR-Konzept zur Geltung zu verhel-
fen und einer sozial- und umweltvertraglichen Umstrukturierung von Unter-
nehmen Vorschub zu leisten, passte die Europaische Kommission im Jahr
2011 ihre Begriffsdefinition an. Hiernach ist unter CSR nun die Verantwor-
tungstbernahme von Unternehmen flr ihre Auswirkungen auf die Gesellschaft
zu verstehen (vgl. KOM 2011, S. 7). Unternehmen werden der CSR folglich
nur dann gerecht, wenn sie die Belange Dritter diskriminierungsfrei in ihre Ziel-
funktion integrieren. Nachhaltigkeits- und 6konomisches Prinzip sind mit dieser
Begriffsanpassung fortan gleichberechtigte Anliegen.

Die Neufassung der Definition schliel3t eine Verantwortungsubernahme aus
betrieblicher Interessenlage heraus keineswegs aus, solange CSR uber das
Kerngeschéaft des Unternehmens hinausreicht und an gesellschaftlichen Ziel-
stellungen orientiert ist. Damit einher geht eine starkere Selbstverpflichtung fur
soziale und 6kologische Belange. So hebt die Europaische Kommission bspw.
hervor, CSR sei nur unter Einhaltung der von den Sozialpartnern erarbeiteten
Tarifvertrage moglich (vgl. KOM 2011, S. 7). Mit dieser definitorischen Weiter-
entwicklung ist CSR nun mit Sustainable Entrepreneurship weitgehend gleich-
zusetzen (vgl. Loew/Rohde 2013, S. 5). Infolge dieses gewandelten Verstand-
nisses sind nachhaltige Ressourcenverwendung und Verantwortungsuber-
nahme im Sinne der CSR zwei Sichtweisen ein und derselben Grundkonzepti-
on. Die CSR-Debatte ist folglich im Nachhaltigkeitsdiskurs aufgegangen.

4.1.3 Corporate Citizenship

Wahrend Sustainable Entrepreneurship und CSR Gesamtkonzepte der Unter-
nehmensfihrung darstellen, beschranken sich andere Managementansatze
wie etwa Corporate Citizenship (CCi) auf Teilaspekte der Wettbewerbsstrate-
gie. Corporate Citizenship (dt.: Unternehmensbirgertum) bezeichnet das En-
gagement von Unternehmen in ihrem burgerschaftlichen Nahbereich (vgl.
HBISCH 2003, S. 58). Als solches ist CCi der Saule des Sozialen innerhalb
des Triple-Bottom-Line-Modells zuzuordnen (vgl. Ubersicht 3). Die Instrumente
des Corporate Citizenships sind neben der sozialen Spende auch das Ehren-
amt, das sowohl durch die Unternehmensfiihrung als auch durch Entsendung
von Mitarbeitern (Voluntarismus) ausgetibt wird (vgl. Schrader 2003, S. 41).
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Mittels CCi richten Unternehmen ihr nach auf3en gerichtetes Handeln am Leit-
bild eines guten Staatsbirgers aus (vgl. Schrader 2003, S. 104), verfolgen
hierbei gesellschaftliche Ziele, verbinden diese aber auch mit eigenen Interes-
sen. Unternehmen zielen mit ihrem CCi-Engagement auf die gemeinschatftli-
che Losung gesellschaftlicher Probleme ab (Maal3 2008, S. 8f.) und Uber-
nehmen auf diese Weise ordnungspolitische Verantwortung in ihrem sozialen
Nahbereich (vgl. Backhaus-Maul 2004, S. 24, Pies/Brinkmann 2005, S. 6).
CCi-aktive Unternehmen treten mit ihrem Engagement nicht in Konkurrenz
zum Staat, sondern ergénzen diesen in seiner Tatigkeit. Durch personliche,
aktive Mitwirkung an burgerschaftlichen Prozessen betreiben CCi-Akteure be-
reits Stakeholder Management.

4.2 Stakeholder Management: ein primar 6konomisch motivierter Ma-
nagementansatz

Infolge der Neudefinition von CSR rickt das &ltere Konzept des Stakeholder
Managements (StM), auf dem der CSR-Ansatz in seiner aus heutiger Sicht
engeren Begriffsdeutung einst ful3te, wieder starker ins Blickfeld des betriebs-
wirtschaftlichen Nachhaltigkeitsdiskurses. Dieser Ansatz wurde urspringlich
als Gegenkonzept zu dem Shareholder-Managementansatz formuliert, der ei-
ne einseitige Ausrichtung der Unternehmensstrategie an dem Ziel der Maxi-
mierung des Firmenwertes und somit an den Interessen der Shareholder
(dt.: Anteilseigner) postulierte. Demgegenuber setzt der StM-Ansatz an den
Bedtrfnissen der Stakeholder (dt.: Anspruchsgruppen) an. Fir das Manage-
ment sind in erster Linie die Anliegen derjenigen Stakeholder bedeutsam, die
in direkter oder indirekter Verbindung zur Leistungserstellung stehen und auf
diese Weise unmittelbar Einfluss auf die Prozesse wie auch letztlich auf den
Unternehmenserfolg nehmen kénnen (vgl. Sachs et al. 2005, S. 2). Ist es Sta-
keholdern mdglich, etwa durch Kaufzuriickhaltung ein Unternehmen zu sankti-
onieren, sind sie aufgrund ihrer (Markt-)Macht den strategischen Stakeholdern
zuzurechnen (vgl. Attas 2004, S. 315). Auf die Gestaltung der Beziehungen zu
diesen strategischen Stakeholdern ist der StM-Ansatz ausgerichtet. Neben
Externen (z. B. Kunden, Lieferanten, Kapitalgeber) zé&hlen auch die eigenen
Mitarbeiter zu den strategischen Stakeholdern eines Unternehmens.

Stakeholder stehen unabhéangig davon, ob sie der Belegschaft oder dem ex-
ternen Personenzirkel im Wirkungsfeld des Unternehmens angehéren, vor
prinzipiell dem gleichen Problem: Aufgrund von Informationsasymmetrien kon-
nen sie sich nicht sicher sein, mit dem betreffenden Unternehmen einen integ-
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ren und verantwortungsbewussten Arbeitgeber, Anbieter oder (Markt-) Partner
ausgewahlt zu haben (vgl. Spremann 1989, S. 744). Da Arbeits-, Dienstleis-
tungs- und andere Vertrage stets unvollstandig sind und Integritat nicht einge-
fordert werden kann, gehen die Stakeholder ein Risiko11 ein, wenn sie sich an
ein Unternehmen binden. Der Stakeholder-Ansatz impliziert, dass die Unter-
nehmensleitung sich mit den Bedirfnissen und Werten ihrer Stakeholder aus-
einandersetzt, deren Bedeutung erkennt und den bestmdglichen Interessen-
ausgleich vornimmt (vgl. Baden 2001, S. 400). Waren Markte perfekt, also
vollstandig transparent, wirde sich aufgrund der aufgezeigten Interdependen-
zen unter den Akteuren sowohl das strategische als auch das ethisch-
moralisch verantwortliche Handeln theoretisch durchsetzen: Den Unternehmen
bliebe keine andere Wahl, als den Anforderungen ihrer strategischen Stake-
holder zu entsprechen, um moglichen Sanktionen zu entgehen (vgl. Albach
2005, S. 16 ff.). Da reale Markte nicht perfekt sind, wird die L6ésung der damit
einhergehenden Probleme zur Aufgabe der Marktakteure und im hier diskutier-
ten Fall zur Managementaufgabe von Unternehmen.

Analog zu den drei Dimensionen der Nachhaltigkeit (vgl. Ubersicht 5) lassen
sich die Aktionsbereiche des StM nach den Zielgruppen, d. h. den Stakehol-
dern im Marktumfeld, im Unternehmen (Arbeitsplatz) bzw. im gesellschaftli-
chen Umfeld unterscheiden. Stakeholderbezogene Malihahmen setzen mitun-
ter punktuell an den Interessen einzelner Gruppierungen an, sind oftmals aber
auch gruppenubergreifend konzipiert. Ebenso finden sich neben funktionalen
Strategien Malinahmen, welche die gesamte Wertschopfungskette betreffen
und bis in das gesellschaftliche Umfeld hineinreichen.

11 pasals Holdup bezeichnete Problem opportunistischen Verhaltens bedeutet fir die Sta-
keholder, dem Risiko ausgesetzt zu sein, von ihrem Marktpartner ausgebeutet zu wer-
den, ohne dies vorauszusehen (vgl. Richter/Furubotn 2003, S. 154 ff.). Ein Kunde bei-
spielsweise ist beim Kauf eines technischen Gerates darauf angewiesen, dass Ersatztei-
le auch nach Kaufabschluss verflgbar sind. Sollte der Hersteller seine Voraussage nicht
einhalten, entsteht dem Kunden ein (wirtschaftlicher) Schaden.
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Ubersicht 5:  Ziele, Instrumente und Nutzen eines nachhaltig ausgerichteten
Stakeholder Managements
Bereiche des Stakeholder Managements
Marktumfeld Arbeitsplatz Gesellschaftliches Umfeld
(externe, marktliche (unternehmensinterne (externe, nicht-marktliche
Stakeholder) Stakeholder) Stakeholder)
Ziele: *Verbraucherschutz * Work-Life-Balance «Umweltschutz
(Auswahl)

« Fairness unter Marktpart-
nern (z.B. Preise fur Rohstof
fe aus Entwicklungslandern)

» Chancengleichheit

« Mitarbeiterpartizipation

« Wirtschaftsnahe Infrastruk-
tur (z.B. Aus-/Weiterbildung,
Forschung)

Instrumente:
(Auswahl)

*Qualitatssiegel

* Qualitats-Management-
Systeme (QMS)

» Cause-related Marketing

« Arbeitszeitflexibilisierung

* Gleichstellungsmaf3nah-
men (z.B. Girlsday)

* Mitarbeiterbeteiligung

«Energetische Bausanierung

 Corporate Volunteering (z.B.
Ehrenamt des Unternehmers)

* Sponsoring/Sozialspende

Betrieblicher

» Abgrenzung von Wettbe-

* Mitarbeitermotivation/

*Kosteneffizienz

Nutzen: werbern am Markt -bindung (z.B. Energiekosten)
(Auswahl): . . . .
«Kundenansprache « Mitarbeiterentwicklung «Imagegewinn

Stakeholder: | « Kunden * Mitarbeiter * Umweltschutzgruppen

Auswahl ..

( ) e Lieferanten « Kapitalgeber « Offentlichkeit
Stakeholder- | « Erleichterter Zugang zu < Honorierung fir besonde- | « Reduktion der von Unter-
Anspriche: Produktinformationen re Kreativitat / Arbeits- nehmen verursachten

Auswahl i i i

( ) « Produktsicherheit einsatz der Mitarbeiter Umweltbelastungen

© IfM Bonn

Quelle: Eigene Darstellung.

Fur die Unternehmen kann es zielfihrend sein, ausgewahlte Stakeholdergrup-
pen je nach Macht- und Marktstellung bevorzugt zu behandeln. Stakeholder
Management ist interessenpluralistisch und kann insofern selektiv, strategie-
geleitet erfolgen (vgl. Welge/Al-Laham 2003, S. 172 f.). Der Ansatz des Stake-
holder Managements liefert jedoch keine Erklarungen, wie ggf. Prioritdten zu
setzen sind und welche Malflistdbe zur Vorrangbestimmung zugrunde gelegt
werden sollten. Das Einraumen von Vorrechten ist umstritten: Wahrend einige
Autoren sich fur die Mdglichkeit einer Prioritdtensetzung aussprechen, emp-
fehlen andere Autoren eine gleichberechtigte Behandlung aller Stakeholder
(vgl. Hungenberg 2006, S. 29). Gerade letzteres durfte fur KMU schwieriger zu
realisieren sein, zumal die von Stakeholdern an Unternehmen gerichteten An-
spruche durchaus in Konflikt zueinander stehen kénnen und eine Konzentrati-
on auf wichtige Stakeholder schon aus diesen Grinden unumganglich ist.
Auch in Bezug auf die Frage, wie mit konfligierenden Ansprtichen zu verfahren
ist, bleibt der Stakeholder Managementansatz unbestimmit.
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4.3 Primar gesellschaftlich motivierte Ansatze
4.3.1 Corporate Compliance

Unternehmen entscheiden sich nicht allein aus dkonomischen Grinden fur
nachhaltiges Wirtschaften. Eine Vielfalt an gesetzlichen Auflagen verpflichtet
Unternehmen u. a. dazu, gesellschaftlichen Belangen im Rahmen ihrer Ge-
schaftstatigkeit Rechnung zu tragen (siehe Abschnitt 3.1). Das Einhalten die-
ser Regulierungen wird begrifflich unter Legal Compliance (dt.: Gesetzes-
treue) gefasst. Binden sich Unternehmen hingegen freiwillig an selbst gesetzte
Standards, fallt dieses strategische Verhalten unter den Begriff der Corporate
Compliance (CCo, dt.: Unternehmerische Regelsetzung). In diesen Féllen ist
zumeist die personliche Uberzeugung der Entscheidungstrager, einen gesell-
schaftlichen Beitrag leisten zu wollen, mal3geblich. Ziehen jedoch die Wettbe-
werber nicht mit, birgt ein solcher freiwilliger Alleingang die Gefahr, dass diese
Akteure am Markt gegenuber ihrer Konkurrenz verlieren. Wollen sie an ihrem
Nachhaltigkeitsvorhaben festhalten, missen sie sich vor dem drohenden Ver-
lust ihrer Wettbewerbsfahigkeit schitzen.

Eine Mdglichkeit bieten kollektive Vereinbarungen, angeregt durch die jeweili-
gen Interessenvertretungen oder auch durch einzelne Unternehmen (vgl.
Habisch 2003, S. 64 f.). Kollektive Vereinbarungen schiitzen jedoch nur dann
vor Wettbewerbsnachteilen, wenn sie unter moglichst allen Marktpartnern
durchgesetzt werden und die getroffene Ubereinkunft die Eigenschaft eines
bindenden Vertrags aufweist (vgl. Richter/Furubotn 2003, S. 171). Das ist nach
Olson (1998, S. 21 ff.) vor allem in kleinen, tGberschaubaren Gruppen der Fall,
in denen eine wechselseitige Kontrolle ohne hohen Kostenaufwand maglich
und das Risiko des Einzelnen, von seinen Partnern ausgebeutet zu werden,
gering ist (siehe auch Schechler 2002, S. 28 ff.). Kooperationsbildung wird zu-
dem unter Teilnehmern begtinstigt, die sich auch auf anderer Ebene wechsel-
seitig verpflichtet sind. Daher sind derartige Selbstverpflichtungsabkommen in
erster Linie im sektoralen oder regionalen Milieu anzutreffen (vgl. Maafd 2008,
S. 140 ff.). KMU haben hier einen Vorteil aufgrund ihrer relativ starken regiona-
len Einbindung (vgl. Werner/Spence 2004, S. 18).
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Ubersicht 6:  Ziele, Instrumente und Nutzen der Corporate Compliance
Bereiche der Corporate Compliance
Markt- Arbeits- Gesellschaftliche/
sphéare sphéare Okologische Sphéare
Ziele: » Markttransparenz « Arbeitsbedingungen « Starkung der Zivil-
Auswahl U
(Auswahl) « Fairness unter Marktpart- | « Betriebliche Mitsprache [Burgergeselischaft
E;rgr(gdfktgrze;igseéﬁwijgﬁ . Bet.rieblicher Sozialaus- | L_meeltschonende Produk-
lungslandern) gleich tionsverfahren
Instrumente: | « OECD-Richtlinien *SA-Norm 8000  Multistakeholderkodizes
(Auswahl)

*1SO-Norm 9000

* Basel Il (Bankensektor)

* Governance Kodex fur
Familienunternehmen
(GKFU)

*1SO-Norm 14000
*1SO-Norm 26000

Betrieblicher

« Schutz vor juristischen

« Steuerung der internen

«Langfristige Sicherung der

Nutzen: Auseinandersetzungen Prozesse Ressourcenbasis
(Auswahl): « Kundenbindung « Mitarbeiterbindung «Imagegewinn
Stakeholder: | « Kunden * Mitarbeiter * Umweltschutzgruppen
Auswahl ..
( ) e Lieferanten « Kapitalgeber « Offentlichkeit
Stakeholder- | « Erleichterter Zugang zu < Honorierung fir besonde- | « Reduktion der von Unter-
Anspriche: Produktinformationen re Kreativitat und/oder nehmen verursachten
(Auswahl) « Produktsicherheit Arbeitseinsatz der Umweltbelastungen
roguktsichernel Mitarbeiter
© IfM Bonn
Quelle: Eigene Darstellung.

Nachhaltigkeit kann auch durch die Einfihrung unternehmensspezifischer Ko-
dizes umgesetzt werden (vgl. Vilian 2010, S. 116), beispielsweise durch ent-
sprechende Regelungen im Rahmen der Corporate Governance (dt.: Grund-
satze der Unternehmensfuhrung) (vgl. Hifner 2013, S. 6). Corporate Gover-
nance schliel3t neben der Unternehmensverfassung u. a. auch die Fuhrungs-
organisation und die Gestaltung von Anreizsystemen in der Personalfiihrung
mit ein (vgl. Hungenberg 2006, S. 34). Eine funktionsfahige, effektive und effi-
ziente Governance-Struktur setzt den Beschaftigten Anreize, sich an die Un-
ternehmensziele zu binden und auf abweichendes, opportunistisches Verhal-
ten zu verzichten. Wie Milgrom und Roberts (1992, S. 265) in diesem Zusam-
menhang hervorheben, wirkt eine Unternehmenskultur nicht nur orientierungs-
und handlungsanleitend, sondern dient auch der Konfliktvermeidung, indem
sie Verhaltenserwartungen stabilisiert. Nachhaltigkeit zielt hier darauf ab, eine
wert- und erfolgsorientierte Unternehmensfiihrung zu etablieren sowie den Un-
ternehmenswert 6konomisch und gesellschaftlich zu steigern (vgl. Jonker et al.
2011, S. 831f.). Verantwortungsvolles Wirtschaften im Sinne eines Compli-
ance-Nachhaltigkeitsansatzes kann z. B. durch die Verankerung von Umwelt-
schutzvorschriften im Unternehmensleitbild, die Gber die gesetzlichen Rege-
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lungen hinausreichen, in Kraft gesetzt werden (vgl. Kormann 2011, S. 193).
Ein anderes Beispiel ist die freiwillige Beteiligung von Mitarbeitern an betriebli-
chen Entscheidungen. Gelingt es, unter den Mitgliedern des Unternehmens
gemeinsame Werte zu etablieren, steuert die Unternehmenskultur indirekt
auch das individuelle Verhalten von Mitarbeitern (vgl. Maurer 2004, S. 1294).

Ein anderer Weg, Nachhaltigkeit im Sinne der Corporate Compliance im Un-
ternehmen umzusetzen, stellt, wie bereits in Kapitel 3.2 angesprochen, die
Zertifizierung dar. Im Zuge des Zertifizierungsprozesses unterwerfen sich Un-
ternehmen Nachhaltigkeitsstandards namhafter Organisationen — z. B. 1SO
9000 (siehe Ubersicht 6) — und lassen die Einhaltung dieser Kriterien von einer
unabhangigen Stelle begutachten und bestétigen. Diese Gutachter burgen fur
die Qualitat inres Verfahrens und bezeugen die Selbstbindungsbereitschaft der
mit einem entsprechenden Siegel ausgestatteten Nutzer. Zudem ist allein die
Zahlungsbereitschaft der Unternehmen flr ein solches Zertifikat ein glaubhaf-
tes Signal an die jeweils anvisierten Stakeholder. Unternehmen kdnnen zudem
Marktpartner dazu bewegen, gemeinsam Standards — z. B. der 0kologischen
und sozialen Herstellung von Produkten und Produktionsprozesse — zu adap-
tieren (vgl. Opijnen/Oldenziel 2010, S. 15f1.).

4.3.2 Corporate Philantropy

Manches Unternehmen setzt sich mit seinem Nachhaltigkeitsengagement tber
die eigentliche Geschaftstatigkeit hinaus zur Losung gesellschaftlicher Prob-
leme ein (vgl. Brink/Wallau 2011, S. 23; Maal3/Clemens 2003, S. 79 ff.; West-
ebbe/Logan zitiert bei Lin-Hi 2008, S. 23). Ethische, moralische, religiose und
andere Motivlagen veranlassen die Entscheidungstrager in diesen Unterneh-
men zu einem derartigen Engagement. Nachhaltigkeit wird dann unabhangig
von den Auswirkungen auf die eigene Wettbewerbsposition als eigenstandiges
Ziel verfolgt. Wird Wohltatigkeit nicht mit gewinnorientierten Zielsetzungen ver-
kntpft, verfolgt ein Unternehmen den Ansatz der Corporate Philantropy (CPh,
dt.: Unternehmensphilanthropie). Corporate Philantropy erfasst das gesamte
Spektrum wohltatiger Aktivitaten von Unternehmen. Dieser integrative Hand-
lungsansatz stellt die Verknipfung zwischen Wirtschaftsinteresse und Ge-
meinwohl her (vgl. Hermanns/Thurm 1999, S. 40).

Corporate Philantropy wird aus betriebswirtschaftlicher Sicht kontrovers be-
wertet. Umstritten ist diese Praxis insofern, als dass hier betriebliche Ressour-
cen fir nicht-wirtschaftliche Ziele eingesetzt werden. Da die Gesetzgebung
Unternehmen zur Gewinnerzielung verpflichtet (vgl. Abschnitt 2.1), ist eine
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ausschlie3liche Ressourcenverwendung fir die betrieblichen Zwecke nicht nur
rechtlich geboten, sondern auch moralisch legitim. Der 6konomischen Theorie
zufolge stellt die aus Firmenmitteln bestrittene Philanthropie somit eine Res-
sourcenverschwendung dar. Die Argumentation, Wohltatigkeit erzeuge eine
allgemeine Akzeptanz fur wirtschaftliches Handeln in der Gesellschatft, legiti-
miere insofern auch das Gewinnstreben der Wirtschaftsbirger und zahle sich
folglich fir am Markt operierende Unternehmen als 6ffentliches Gut aus, ist flr
die Betriebswirtschaft als Disziplin, die sich an konkreten Eintrittswahrschein-
lichkeiten fUr erwartete Renten orientiert, nur bedingt stichhaltig. Ein solches
Verhalten ist nicht zuletzt auch gegentber den Shareholdern ebenso wie den
Mitarbeitern nicht ohne Weiteres zu vertreten, da diese ein berechtigtes Inte-
resse an einer auf den Unternehmensgewinn abzielende Mittelverwendung
haben, um den Erhalt ihrer Einlagen bzw. ihrer Arbeitsplatze abzusichern.
Corporate Philantropy Uberschreitet daher "die Grenzen des dkonomischen
Erkenntnisobjektes” (vgl. Hansen 2004, S. 68).

4.4 Zusammenfuhrende Bewertung

Mit dem Stakeholder Management (StM) und dem Ansatz der Corporate Com-
pliance (CCo) wurden zwei sich gegenseitig erganzende Ansétze identifiziert,
die dem Ziel vieler Unternehmen, Nachhaltigkeit wettbewerbskonform zu ge-
stalten, Rechnung tragen kénnen und zugleich das gesamte Spektrum der
strategischen Verantwortungsibernahme abdecken (siehe Abbildung 1). An-
ders als GroRunternehmen, die meist mehrere Stufen der Wertschdpfung bis
hin zur Endfertigung auf sich vereinen, nehmen viele KMU eine Position inner-
halb der Zuliefererkette ein. Deshalb eignet sich insbesondere der Stakehol-
deransatz fur KMU, weil damit die Wiinsche und Belange von strategisch wich-
tigen Interessengruppen berticksichtigt werden kénnen.

Allerdings greift eine ausschlief3lich auf 6konomische Ziele gerichtete Betrach-
tung zu kurz. Der Ansatz der Corporate Philantropy schliel3t diese Licke. Fur
die KMU ist es angesichts der Vielfalt an kaum tberschaubaren Einzelkonzep-
ten ratsam, sich auf diese drei Kernkonzepte zu beschréanken. Sie erfassen die
gesamte Bandbreite des Managements der betrieblichen Nachhaltigkeit.
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5 Wirkungen nachhaltigen Wirtschaftens

Eine wachsende Zahl an wissenschaftlichen Untersuchungen befasst sich mit
den Auswirkungen nachhaltigen Wirtschaftens. Bedingt durch die thematische
Schwerpunktsetzung der vorliegenden Studie beziehen wir uns nachfolgend
allein auf solche empirischen Arbeiten, die sich schwerpunktmafig bzw. aus-
schliel3lich mit kleinen und mittleren Unternehmen in Deutschland befassen.
Die Studienauswahl betrifft empirische Forschungsarbeiten, die sich entweder
auf den Nachhaltigkeitsbegriff oder auf den ihm verwandten Begriff der CSR
beziehen. Aus Griinden der besseren Ubersichtlichkeit wird im Folgenden al-
lein der Ausdruck der Nachhaltigkeit verwendet, unabhéngig von der Begriffs-
wahl in den einzelnen Studien.

5.1 Betriebswirtschaftliche Wirkungen

Nur wenige Studien befassen sich mit den tatsédchlichen Wirkungen, die Un-
ternehmen mit ihrem Nachhaltigkeitsengagement erzielen. Brink und Wallau
(2011, S. 24) gingen diesen Effekten nach und kommen zu dem Ergebnis,
dass fur die meisten Unternehmen Nachhaltigkeit einen kommunikationspoliti-
schen Nutzen bringt, indem eine positive Offentlichkeitswirkung erzielt wird
(71 %) und/oder die Kundenbeziehungen gestarkt werden (50 %). Fast ebenso
bedeutsam ist der personalpolitische Nutzen, der in einer verstarkten Mitarbei-
terbindung und -motivation zum Ausdruck kommt (68 %). Mit ihren Befunden
bestatigen diese Autoren, dass Nachhaltigkeit — ob anfanglich intendiert oder
nicht — in aller Regel 6konomische Effekte erzeugt. Ob Nachhaltigkeit unter
Bericksichtigung der hierzu erforderlichen Aufwendungen letztlich auch die
effizienteste Option unter den personal- und kommunikationspolitischen Stra-
tegiealternativen ist, lasst diese Studie hingegen offen.

Die meisten empirischen Studien untersuchen die Motive von Unternehmen flr
nachhaltige Wirtschaftspraktiken. Bei ihrer Interpretation muss bericksichtigt
werden, dass die Ergebnisse aufgrund von Unterschieden im jeweiligen For-
schungsdesign, Stichprobengréfien, Abgrenzungen der Grundgesamtheiten
und nicht zuletzt auch wegen der nicht génzlich identischen Formulierung der
Fragestellungen und Antwortvorgaben im streng wissenschaftlichen Sinne
nicht miteinander vergleichbar sind. Um dennoch einen groben Uberblick tiber
die Befundlage zu erhalten, sind die jeweiligen Ergebnisse auszugsweise in
Ubersicht 7 einander gegeniibergestellt.
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Ubersicht 7:  Ergebnisse ausgewahlter Studien zu den Motiven nachhaltigen
Wirtschaftens in KMU und ggf. GroBunternehmen in Deutsch-

land
Anteilswerte der Nennungen (in %) ausgewahlter Studien ?
Brink/ Poppels- |Bertelsmann Gilde Bader
Motive/ Wallau reuther/ | Stiftung/ St. | (2007)° et. al
Ziele (2011) ® | Stein (2008) | Familienun- | (Mehrfach- (2007) ¢
(Auswahl) (Mehrfach- b ternehmen ant_yvqrten (Mehrfach-
antworten (2007)°¢ moglich) antworten
moglich) (Mehrfach- moglich)
antworten)
Ethische Motive 13 82 / /
Soziale Motive } 85 51 45 / 81
Wirtschaftliche Motive 24 19 38 / 62
Firmentradition / / 95 / 44
Mitarbeitermotivation / / 80 72 63
Image/Reputation / / 60 86 50
Anforderungen der
Abnehmer/Kunden 57 4t 13
Ressourceneffizienz / / / 42 10
© IfM Bonn
a Angaben zur Art und Umfang sowie weiteren Befragungsergebnissen siehe Tabelle A2 im Anhang.
b Untersuchung bezieht sich auf KMU und Grol3unternehmen.
¢ Untersuchung bezieht sich auf gréRere Familienunternehmen.
d Untersuchung bezieht sich ausschlie3lich auf KMU.
/' Merkmal nicht erhoben bzw. nicht getrennt ausgewiesen.

Quelle: Eigene Darstellung.

Soziale und/oder ethisch-moralische Anliegen rangieren nach der Haufigkeit
ihrer Nennung deutlich vor den 6konomischen Motiven (vgl. u. a. Brink/ Wallau
2011, S. 23 und Poppelsreuther/Stein 2008, S. 30). Offenbar scheint ein
Nachhaltigkeitsengagement in erster Linie von dem Wunsch getragen, Gutes
fur die Gesellschaft zu tun, noch vor strategischen Uberlegungen, die seltener
ausschlaggebend sind. Diesen Befund bestétigt in grundsatzlicher Weise eine
andere Studie der Kreditanstalt fur Wiederaufbau Bankengruppe (KfW 2011),
die nur in einem Teil der Unternehmen einen Zusammenhang zwischen der
Durchfihrung von Nachhaltigkeitsaktivitaten und Gewinnerzielungsabsichten
zeigen konnte. Eine Erklarung fir diese Dominanz gesellschaftlicher Motivati-
onen liefern Walther et al. (2010, S. 92): Probanden zeigen in erster Linie ein
gesellschaftlich winschenswertes Antwortverhalten. Allerdings darf auch nicht
vernachlassigt werden, dass Unternehmer betriebswirtschaftliche Motive,
selbst wenn sie seltener genannt werden, als nahezu durchweg bedeutsam,
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aber eben nicht immer als handlungsentscheidend ansehen (vgl. Maal3/Cle-
mens 2002, S. 81 ff.; Leisinger 2003, S. 288).

Der Befund, gesellschaftliche Ideale seien die haufigsten Motive flr nachhalti-
ges Wirtschaften, steht auf den ersten Blick im Widerspruch zu anderen Stu-
dienl2, in denen unmittelbar nach Zielen des nachhaltigen Handelns gefragt
wird: Hiernach spielt das betriebswirtschaftliche Kalkil eine deutlich gro3ere
Rolle. Zwar zeigen auch diese Erhebungen, dass Nachhaltigkeit oftmals aus
einer Firmentradition heraus betrieben wird und somit zu den gangigen Ge-
schaftspraktiken z&hlt. Zugleich wird in den Zielen der Mitarbeitermotivation
und der Imageverbesserung eine Anbindung der Nachhaltigkeitspolitik an die
personal- und kommunikationspolitische Strategie des Unternehmens erkenn-
bar (vgl. u. a. Gilde 2007, S. 17). Einig sind sich einige dieser Studien auch
hinsichtlich der Frage, dass Anreize vom Markt ausgehen: Der Studie der Ber-
telsmann Stiftung und der Stiftung Familienunternehmen (2007, S. 31) zufolge
sind Kundenanforderungen ein wesentlicher Treiber flr Nachhaltigkeit, wah-
rend diese Auffassung nur von einer kleineren Minderheit der von Bader et. al.
(2007, S. 15) befragten Unternehmen geteilt wird. Die eigene Belegschaft ist
maoglicherweise die wichtigere Zielgruppe fur Unternehmen. Dass dies insbe-
sondere fur den Mittelstand zutrifft, zeigt die Studie von Maal3 (2008, S. 68).
Das klassische Ziel, Nachhaltigkeit zur Steigerung der Ressourceneffizienz
einzusetzen, wird jedoch nur von einer Minderheit der Befragten in den ge-
nannten Studien verfolgt.

Die hier vorgestellten Studien zum Nutzen nachhaltigen Wirtschaftens be-
schranken sich alle auf eine Abfrage von — subjektiven — Einschatzungen der
betrieblichen Entscheidungstrager. Eine direkte Erfassung der Wirkungen be-
deutet einen hohen Erhebungsaufwand und unterbleibt nicht zuletzt auch auf-
grund des fehlenden Datenzugangs und der Messprobleme. Dass auch die
hier betrachteten Unternehmen die Wirkungen ihres eigenen Handelns nicht
immer nachvollziehen, zeigt eine von Poppelsreuther und Stein (2008, S. 29)
durchgefiihrte Erhebung. In dieser Studie raumt rund ein Drittel der Befragten
(35 %) ein, auf eine Erfolgskontrolle ihres Nachhaltigkeitsengagements génz-
lich zu verzichten. Wenig mehr als ein Finftel (21 %) fuhrt eine umfassende
Evaluierung durch, die sowohl interne Merkmale (darunter Umsatzentwicklung)
als auch externe Faktoren (darunter Imagegewinn) einschliel3t. Das Gros der

12 sjehe hierzu die in Ubersicht A2 im Anhang aufgefiihrte Studien von Heblich und Gold
(2008) sowie Maal3/Clemens (2003, S. 81 ff.).
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Unternehmen bel&sst es bei einer verkurzten Erfolgsprifung und holt etwa die
Meinungen von Mitarbeitern oder Kunden ein. Inwieweit die fehlende Wir-
kungskontrolle auf fehlende Professionalitat, fehlende Ressourcen oder feh-
lendes Know-how der Unternehmen im Umgang mit Nachhaltigkeitsinstrumen-
ten zurtckzufuhren ist, bleibt offen. Denkbar ist, dass die Wahrscheinlichkeit
einer Prifung mit der Hohe der geleisteten Investitionssumme steigt. Kleinen
und mittleren Unternehmen diirfte es zudem leichter fallen, aufgrund der Nahe
zu Belegschaft und den Kunden die Wirkungen unmittelbar in Erfahrung zu
bringen, weshalb hier unter Umstanden verstarkt auf aufwendige Nutzen-
Kosten-Ermittlungen verzichtet wird.

Studien, welche die langfristige Erfolgswirkung nachhaltigen Wirtschaftens un-
tersuchen, sind indes rar. Heblich und Gold (2008) stlitzen sich in ihrer Studie
erneut auf die individuellen Bekundungen ihrer Befragten: Hiernach ist unter
den KMU in Deutschland, die Nachhaltigkeit betreiben, mit 66 % die deutliche
Mehrheit Uberzeugt, langfristig mit ihrem Engagement einen substanziellen
Beitrag zum Unternehmenserfolg zu erzielen (vgl. Ubersicht A2 im Anhang).
Fur eine gesicherte Erfolgserhebung reichen derartige Bekundungen hingegen
nicht aus.

Demgegentber untersuchten Hoffmann und Maal3 (2008, S. 39 ff.) auf der
Grundlage von Paneldaten im Zeitverlauf die Erfolgsentwicklung von Unter-
nehmen, die in Nachhaltigkeit investieren und verglichen diese mit anderen
Unternehmen, die auf entsprechende Handlungen verzichten. Im Ergebnis
zeigt sich, dass nachhaltige Methoden des Wirtschaftens die Wahrscheinlich-
keit, dass das betreffende Unternehmen spater zu den Wachsenden zahlt
(Umsatzwachstum, Beschaftigtenwachstum), nicht signifikant erhoht. Umge-
kehrt liefert diese Studie allerdings auch keine Anzeichen dafir, dass sich
nachhaltig Wirtschaftende gegeniiber ihren Wettbewerbern am Markt dauer-
haft schlechter stellen: Nachhaltigkeit erweist sich weder als erfolgsbringender
Faktor, noch als den Erfolg hemmende Einflussgrof3e. Es sind vielmehr andere
Determinanten, die den Unternehmenserfolg bedingen, darunter die Strategie-
ausrichtung der Unternehmen (z. B. Kostenfuhrerschaft), die Innovationstatig-
keit, die Dauer der Markttatigkeit und die Branche.

Dieses Ergebnis darf aber nicht dahingehend fehlinterpretiert werden, dass
nachhaltiges Wirtschaften generell nicht den Erfolg einer Unternehmung be-
einflusst. Es zeigt lediglich, dass Nachhaltigkeit nur in Sonderfallen ein ent-
scheidender Erfolgstreiber ist. Dabei stellen sich die Erfolge nachhaltiger Wirt-
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schaftsmethoden unabhéngig von der Grol3e eines Unternehmens — gemes-
sen sowohl an der Zahl der Beschaftigten als auch an der Hohe des Jahres-
umsatzes — ein. Nachhaltigkeit eignet sich zur Durchsetzung der dargelegten
personal- und kommunikationspolitischen Ziele fiur KMU wie auch fur ihre gro-
Reren Vergleichsunternehmen.

Nicht zweifelsfrei nachgewiesen werden kann jedoch die Richtung der Kausali-
tat (vgl. Schreck 2009, S. 18). Dass auch umgekehrt der wirtschaftliche Erfolg
die Bereitschaft eines Unternehmens beeinflussen kann, nachhaltige Praktiken
zu adaptieren, zeigt eine Studie der KfW. Die Studie weist einen Zusammen-
hang zwischen der Umsatzrendite und der Wahrscheinlichkeit, Nachhaltig-
keitsaktivitaten durchzufuhren, nach (Kfw 2011, S. 21 f.). Nachhaltigkeit kann
somit selbst Erfolgstreiber sein oder auch von dem Unternehmenserfolg ab-
hangen, also von der Hohe der Uberschiisse determiniert sein, die den erfor-
derlichen finanziellen Handlungsspielraum eroffnen — in letzterem Falle verflig-
ten groRere Unternehmen Uber eine bessere Ausgangsbasis.

5.2 Volkswirtschaftliche Wirkungen

Kaum empirische Befunde liegen unterdessen zu den volkswirtschaftlichen
Auswirkungen betrieblicher Nachhaltigkeitsaktivitaten vor. Der Grund daftr
durfte weniger mangelndes Forschungsinteresse am Thema als vielmehr
Schwierigkeiten bei der Datenerhebung sein. Auch den Unternehmen selbst ist
es nur eingeschrankt moéglich, den aus ihrem Nachhaltigkeitsengagement re-
sultierenden volkswirtschaftlichen Mehrwert zu bestimmen und zu quantifizie-
ren. Hinzu kommt der Mangel an geeigneten Indikatoren. Volkswirtschaftliche
Effekte wie etwa der Beitrag zum sozialen Frieden oder die Vermeidung
schadlicher Larmimmissionen lassen sich — wenn Uberhaupt — nur néhe-
rungsweise bestimmen. Zudem sind die Auswirkungen nachhaltigen Wirtschaf-
tens auf die Gesellschaft auch deshalb schwer zu erfassen und zu bewerten,
weil ggf. beobachtbare Effekte nicht eindeutig auf das individuelle Unterneh-
menshandeln zuriickgefuhrt werden kdnnen. Es bleibt daher z. B. unklar, ob
der Riuckgang bestimmter Immissionen tatsachlich auf betriebliche Investitio-
nen zur Reduktion der Emissionstatigkeit oder auf den fortschreitenden ge-
samtwirtschaftlichen Strukturwandel zurtickgeht.

Uber den Stand der Debatte und uber die Auswirkungen nachhaltigen Wirt-
schaftens in Deutschland — soweit die Datenlage eine Einschatzung zulasst —
informiert der Bericht zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie (vgl. Bundes-
regierung 2012). Die Autoren dieses Berichts gehen davon aus, dass die Un-
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ternehmen samtlicher Wirtschaftsbereiche — allerdings mit unterschiedlicher
Intensitat — Anteil an der nachhaltigen Werteentwicklung in Deutschland ha-
ben. Auf der Basis statistischer Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung wird in diesem Bericht die Entwicklung der Ressourcenproduktivitat
nachvollzogen, der Fortschritt im Umweltschutz u. a. durch den Anteil erneu-
erbarer Energien am Energiemix dokumentiert und die Lebensverhaltnisse an
Qualitatsstandards fur Luftreinheit gemessen (ebenda, S. 57 ff.). Zu welchem
Anteil diese Wirkungen auf Gesetzesinitiativen zurtickgehen bzw. durch Eigen-
initiative der Unternehmen erreicht wurden, lasst auch dieser Bericht in Er-
mangelung an den erforderlichen Daten offen. Aufl3erdem bleiben insbesonde-
re die weichen Indikatoren wie Arbeitszufriedenheit, Lebensqualitat etc. weit-
gehend unberticksichtigt. Hierzu musste eine Fulle an Kennzahlen herangezo-
gen, ein einheitliches Bewertungssystem zugrunde gelegt und umfassende
Erhebungen vorgenommen werden. Es erscheint fraglich, ob angesichts der
hohen Datenanforderungen in naher Zukunft mit derartigen Erhebungen zu
rechnen ist.
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6 Ausblick

Unternehmerische Freiheit ist mit Verantwortung verbunden — sowohl im Um-
gang mit den Mitarbeitern als auch mit den Wertschoépfungspartnern. Nachhal-
tigkeit erfordert neben diesem verantwortungsvollen Umgang auch einen ver-
ndnftigen und schonenden Einsatz von betrieblichen und natirlichen Ressour-
cen. Dabei sind die Unternehmen natirlich prinzipiell frei in ihrer Entschei-
dung, welche nachhaltigen Methoden des Wirtschaftens sie anwenden. Vo-
raussetzung ist lediglich, dass sie sich an ethische Grundsatze und an die ge-
setzlichen Rahmenregelungen halten. Soziales und Okologisches mit dem be-
trieblich Niutzlichen zu verbinden, ist vorrangig Aufgabe des Managements.
Allerdings beschréanken sich viele Unternehmen zurzeit immer noch auf aus-
gewahlte Aktivitaten; nur eine Minderheit hat aktuell das Thema Nachhaltigkeit
explizit zum umfassenden Leitprinzip der Fuhrung und der Unternehmensstra-
tegie erhoben.

Meist sind es jedoch nicht nur betriebliche Interessen, sondern volkswirtschaft-
liche bzw. gesellschaftliche Anliegen, die Unternehmen zur Nachhaltigkeit mo-
tivieren. Den Unternehmen geht es dabei im weitesten Sinne um die Schatf-
fung lebensdienlicher Arbeits- und Geschéftsbedingungen sowie um den Er-
halt der natirlichen Lebensgrundlage auch fir die zukinftigen Generationen.
Der starkste Antrieb fur im Wettbewerb stehende Unternehmen, nachhaltige
Methoden z. B. in der Produktion zu adaptieren, resultiert aus dem Markt.
Oder anders ausgedruckt: Je grof3er die Marktmacht der strategischen Stake-
holder, umso eher werden diese die Unternehmen dazu bewegen, auf ihre In-
teressen einzugehen.

Ein weiterer Antrieb gerade fir kleine und mittlere Unternehmen (KMU) ergibt
sich aus der Tatsache, dass viele kleinere und mittlere Unternehmen (KMU)
nur ein Bindeglied innerhalb einer Zuliefererkette fir GroRunternehmen dar-
stellen. Fir sie sind die eigenen Zulieferer und Abnehmer neben den Kunden
und Mitarbeitern weitere bedeutsame Stakeholder. Hinzu kommt, dass KMU in
vielfacher Hinsicht beim Bezug von externen Ressourcen benachteiligt sind —
eine effiziente Verwendung von Ressourcen ist somit unumganglich fur ihre
Wettbewerbsfahigkeit. Sowohl die sich weiter verscharfende Konkurrenz auf
den Markten wie auch der Fachkraftemangel in Deutschland durften daher den
Druck auf die Unternehmen, Konzepte flr eine nachhaltige Unternehmensftih-
rung einzusetzen, zukinftig noch erhéhen.
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Fur KMU eignet sich hierfur insbesondere der Stakeholderansatz kombiniert
mit der Corporate Compliance (CCo). Beide Konzepte beziehen sich auf den
Teil der freiwilligen Verantwortungstibernahme von Unternehmen, der sich mit
strategischen Zielstellungen ggf. verbinden lasst. Allerdings gibt es auch eine
Reihe von Nachhaltigkeitspraktiken, die ausschlief3lich gesellschaftlich moti-
viert sind. Diese sogenannte "Corporate Philantropy (CPh)" steht jedoch im
Widerspruch zu betriebswirtschaftlichen Uberlegungen, die eine Verwendung
betrieblicher Mittel allein fur die Zwecke des Unternehmens vorsehen.

Die Wirkungen von nachhaltigem Wirtschaften lassen sich zurzeit nur ansatz-
weise anhand von subjektiven Einschatzungen der Unternehmer bestimmen.
Dabei bestatigen die empirischen Befunde die theoretischen Uberlegungen,
denen zufolge KMU und Grol3unternehmen in gleicher Weise von nachhaltigen
Methoden des Wirtschaftens profitierten: Die meisten nachhaltig wirtschaften-
den Unternehmen sind von ihrem Engagement Uberzeugt und sehen die 6ko-
nomischen Vorteile, die aus ihrem - vorrangig gesellschaftlich motiviertem —
Nachhaltigkeitsengagement erwachsen. So werden die positive Offentlich-
keitswirkung sowie die Starkung der Kundenbeziehungen und Mitarbeiterbin-
dung sowohl von KMU als auch von den Grol3unternehmen als Gewinn bewer-
tet.

Im Hinblick auf die betriebswirtschaftlichen Effekte bleibt jedoch unklar, ob die
Unternehmen erfolgreicher sind, weil sie nachhaltig agieren oder ob erfolgrei-
che Unternehmen tendenziell starker nachhaltig agieren, weil sie beispielswei-
se Uber die dafur erforderlichen Mittel verfigen bzw. einem starkeren Druck
der Offentlichkeit und Belegschaft ausgesetzt sind? Nur ein kleinerer Teil der
Unternehmen Uberprift die Nachhaltigkeitsmal3hahmen hinsichtlich Effektivitat
und betrieblicher Effizienz. Gerade KMU konnten dadurch jedoch wertvolle
Informationen gewinnen, da sie in der Regel enge Beziehungen zur Beleg-
schaft und zu ihren Kunden haben.

In welchem Ausmald betriebliche Nachhaltigkeit volkswirtschaftliche und ge-
sellschaftliche Effekte besitzt, ist empirisch bislang kaum belegbar. Schlief3lich
kann von positiven betrieblichen Effekten nicht automatisch auf gleichlaufende
volkswirtschaftliche Wirkungen geschlossen werden — auch gegenlaufige Ef-
fekte sind denkbar. Ebenso sind die Ursache-Wirkungszusammenhénge kom-
plex: So kénnen volkswirtschaftliche Veranderungen etwa im Ressourcenver-
brauch oder in der Immissionsentwicklung nicht eindeutig dem betrieblichen
nachhaltigen Wirtschaften zugeordnet werden. Unter Umstanden sind sie auch



35

durch andere Entwicklungen wie beispielsweise den Strukturwandel bedingt.
Die Folge: Konnen keine signifikanten Wirkungen von Nachhaltigkeit z. B. auf
den Unternehmenserfolg bestatigt werden, nehmen viele Unternehmer per se
an, dass das Konzept keine Wirkung auf den Erfolg hat. Da das gesamte For-
schungsfeld der Nachhaltigkeit noch recht jung ist, sehen wir daher insbeson-
dere im Hinblick auf die Wirkung von nachhaltigem Wirtschaften und deren
empirische Erfassbarkeit bzw. Messbarkeit weiteren Forschungsbedarf.

Der Ruf nach Nachhaltigkeit und nachhaltigem Wirtschaften sollte die Markt-
position eines Unternehmens moglichst befordern. Allerdings empfiehlt es
sich, sowohl Wettbewerbsverzerrungen im Binnenmarkt als auch Wettbe-
werbsnachteile auf internationaler Ebene zu vermeiden. Freiwillige Vereinba-
rungen werden daher nur dann erfolgreich sein, wenn sie anreizkompatibel
sind. Gleiches gilt fir das Gewahren von Investitionsanreizen etwa zur For-
schung an umweltfreundlicheren Produkten oder energiesparenden Verfahren.

Will die Politik steuernd auf Unternehmen einwirken, so sollte sie sich in erster
Linie auf das Setzen von Anreizen konzentrieren. Eine Mdglichkeit kdnnte da-
rin bestehen, das offentliche Beschaffungswesen starker an Nachhaltigkeitskri-
terien zu binden. Eine weitere Option ist es, die Offentlichkeit fir Nachhaltig-
keit zu sensibilisieren, um so nachfrageseitige Impulse zu setzen. Allerdings
setzen beide Handlungsoptionen voraus, dass ein eindeutiger Nachweis der
volkswirtschaftlichen Wirkungen besteht.
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Anhang

Ubersicht A1: Auswahl an Nichtregierungsorganisationen (NGOs), die sich fiir

Nachhaltigkeit einsetzen

Organisation

Inhaltliche Ausrichtung

Amnesty international

Schutz der Menschenrechte

Friends of the Earth International

Mitglied z.B. Bund fir Umwelt- und Natur-
schutz

GroRtes Netzwerk unabhangiger Umwelt-
gruppen
Schutz der Umwelt und Natur

Greenpeace

Schutz der Umwelt und damit der Lebens-
grundlage

European Coalition for Corporate Justice
(EECJ)

Mitglied z.B. CorA-Netzwerk

Setzen sich fur verbindliche Regeln zur
menschenrechtlichen, sozialen und 6kologi-
schen Unternehmerverantwortung ein.

Forest Stewardship Council (FSC)

Unterstitzt weltweit verantwortungsbewuss-
te Forstwirtschaft. Entwickelte das erste in-
ternationale Waldzertifzierungssystem.

German watch

Setzen sich fur globale Gerechtigkeit und
den Erhalt der Lebensgrundlagen ein.

Naturschutzbund (NABU)

Umwelt- und Naturschutz

Sneep (student network for ethics in eco-
nomics and practice)

Nachhaltiges Wirtschaften, unternehmeri-
scher Verantwortung und Compliance

Stiftung Warentest

Verbraucherinformation Uber Produkte und
Dienstleistungen

Transfair Verein zur Férderung des fairen
Handels mit der "dritten Welt"

Fairtrade Deutschland

Unterstitzt weltweit den Fairen Handel

Transparency International

Kampf gegen Korruption in Wirtschaft, Ver-
waltung und Regierung

Corporate Watch

Fordert die Einhaltung von Sozial- und Ar-
beitsstandards bei multinationalen Unter-
nehmen.

Human Rights Watch

Uberwachung der Einhaltung der Mensch-
rechte

Food Watch

Deckt verbraucherfeindliche Praktiken der
Lebensmittelindustrie auf und setzt sich fur
gualitativ gute und gesundheitlich unbedenk-
liche Lebensmittel ein.
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Ubersicht A2: Ergebnisse ausgewahlter Studien zur nachhaltigen Unterneh-

menspraxis in KMU (Mehrfachnennungen mdoglich)

Bertelsmann
Stiftung, Stif-
tung Familien-
unternehmen
(2007)

Art der Erhebung: Befragung der Geschaftsfiihrung
Umfang: 103 auswertbare Fragebégen

Zentrale Befunde: Motive: Familientradition (95%), Mitarbeitermotivation (80 %),
Imageverbesserung (60 %), Umweltschutz (60 %)

Gilde GmbH
(2007)

Art der Erhebung: Befragung von Inhabern und Fihrungskraften
Umfang: 145 auswertbare Fragebtgen

Zentrale Befunde: Motive: Imageverbesserung (86 %), Mitarbeitermotivation

(72 %), Mitarbeiterrekrutierung (61 %), Entwicklung einer Unternehmensstrategie
(57 %), Reaktionen auf Kundenanforderungen (47 %), Reaktionen auf NGOs

(43 %), Kostensenkung (42 %), Reaktionen auf politische Anforderungen (40 %),
Reaktionen auf Anforderungen von Kapitalgebern (28 %).

Bader et al.
(2007)

Art der Erhebung: Online-Befragung von Geschéftsfilhrern von KMU

Umfang: 142 auswertbare Fragebdgen, zusatzlich wurden mit 54 kleinen und
mittleren sowie 10 grof3en Unternehmen leitfragengestiitzte Interviews gefiuhrt.

Zentrale Befunde: Motive: Ubernahme gesellschaftlicher Verantwortung (81 %),
Motivation und Bindung von Mitarbeitern (63 %), Steigerung der Reputation

(50 %), Unternehmenstradition (44 %), Risikomanagement und -reduktion (20 %),
Kostenersparnis (10 %), Vorteile auf dem Kapitalmarkt (4 %).

Heblich/Gold
(2008)

Art der Erhebung: Befragung von Inhabern und Fihrungskraften kleiner und
mittlerer Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes

Umfang: 216 auswertbare Fragebtgen

Zentrale Befunde: Auf die Frage, ob gesellschaftliches Engagement sich positiv
auf den Geschaftserfolg auswirkt, zeigte sich, dass deutlich mehr Unternehmen
(66 %), die auch langfristige CSR-Malinahmen einsetzen, ihren Geschéftserfolg
als gut bzw. sehr gut einstufen. 46 % der Unternehmen mit langfristigen CSR-
MaRRnahmen erwarten zukiinftig eine steigende Beschaftigungsentwicklung. Von
den Unternehmen, die sich nur kurzfristig engagieren, gehen nur 40 % von einer
positiven Beschaftigungsentwicklung aus und von denen, die sich gar nicht enga-
gieren, nur 29 %.

Poppel-
reuther/Stein
(2008)

Art der Erhebung: Telefonische Befragung von KMU und Grof3unternehmen
Umfang: 503 auswertbare Antworten

Zentrale Befunde: Mative: soziale Griinde (51 %), wirtschaftliche Griinde (19 %).
Eine Erfolgskontrolle der CSR-MalRnahmen erfolgte zu 21 % gar nicht. Bei den
Ubrigen 79 % wurde der Erfolg jeweils etwa zur Halfte intern und extern tberprift.
Am haufigsten wurde der Erfolg Uber eine Messung des Imagegewinns (46 %)
und der Mitarbeitermotivation (40 %) analysiert. Lediglich 14 % der Unternehmen
gaben eine langfristige Umsatzsteigerung als Erfolgsindikator an.

Brink/Wallau
(2011)

Art der Erhebung: Online Befragung der Geschéftsfiihrung industrieller Unterneh-
men

Umfang: 1034 auswertbare Fragebdgen

Zentrale Befunde: Motiv: Verpflichtung gegenuber der Gesellschaft (85 %), Erwar-
tungshaltung von aufl3en (41,9 %), wirtschaftliche Vorteile (24,1 %). Nutzen aus
CSR: Imageverbesserung (40,2 %), Fortfiihrung der Tradition bzw. Sicherung des
langfristigen Unternehmenserfolgs (39,5 %), Mitarbeitermotivation (35,1 %), Festi-
gung der Kundenbeziehungen (24,7 %), besserer Zugang zu Finanzkrediten
(7,5 %).




38

Fortsetzung Ubersicht A2

KW (2011)

Art der Erhebung: Telefonische Befragung von KMU und Grof3unternehmen
Umfang: 850 auswertbare Fragebdgen, Tobit Verfahren, Regressionsanalysen

Zentrale Befunde: In den Jahren 2006 bis 2008 haben 58 % der Mittelstandler in
Deutschland CSR-Aktivitaten unterhalten, fur die sie insgesamt rund 6 Mrd. Euro
ausgaben. 95 % der CSR-aktiven KMU engagierten sich im sozialen Bereich,
25 % im Umweltschutz, 18 % im Bereich Kunst und Kultur und 9 % im Bereich der
Wissenschaftsférderung. Motive: freiwilliges Engagement zum sozialen Ausgleich
und zur Erreichung wichtiger Ziele. Eine Gewinnerzielungsabsicht als ein Motiv fur
CSR-Aktivitaten konnte nur teilweise bestatigt werden. So zeigte sich der Bezug
am haufigsten hinsichtlich der Innovationstatigkeit.

Ernst & Young
GmbH (2012)

Art der Erhebung: Telefonbefragung von Geschaftsfihrern und Fihrungskraften
von KMU

Umfang: 500 auswertbare Fragebtgen

Zentrale Befunde: Die Einfihrung einer nachhaltigen Unternehmensfiihrung wur-
de von 79,4 % der Unternehmen als wichtig bzw. sehr wichtig betrachtet. In die-
sem Zusammenhang werden insbesondere ein Unternehmensleitbild (60,5 %)
und die Definition von Unternehmenswerten (58,7 %) als Steuerungsinstrument im

Unternehmen verankert. Motive*: Starkung des Kundenvertrauens (1,78), Unter-
nehmenssicherung (1,81), Starkung der Mitarbeiterbindung (1,92), Umsatzsteige-
rung (2,05), Rekrutierung neuer Mitarbeiter (2,13), Reputationsgewinn allgemein
(2,24), Erleichterung bei der Kreditvergabe (2,78), héheres Interesse von Investo-
ren (2,86).

*

Motive werden als Mittelwerte angegeben: 1 sehr wichtig bis 5 unwichtig.

Quelle: Eigene Darstellung.




39

Literatur

Albach, H. (2005): Unternehmensethik: Ein subjektiver Uberblick. In: Zeitschrift
flr Betriebswirtschaft, Heft 5, S. 3-35.

Attas, D. (2004): A Moral Stakeholder Theory of the Firm, in: Zeitschrift fur
Wirtschafts- und Unternehmensethik, Heft 3, S. 312-318.

Backes-Gellner, U.i; Lazear, E.; Wolff, B. (2002): Personal6konomik. Fortge-
schrittene Anwendungen fur das Management. Stuttgart.

Baden, A. (2001): Stareholder Value- oder Stakeholer-Ansatz? Zur Vorteilhaf-
tigkeit der beiden Konzepte, in: Wirtschaftwissenschaftliches Studium, Heft 8,
S. 398-403-

Backhaus-Maul, H. (2004): Corporate Citizenship im deutschen Sozialstaat. In:
Das Parlament. Beilage zur Wochenzeitung B14(2004)14, S. 23-30.

Bader, N.; Bauernfeind, R.; Giese, C. (2007): Corporate Social Responsibility
(CSR) bei kleinen und mittelstandischen Unternehmen in Berlin TUV Rhein-
land Bildung und Consulting GmbH, Berlin.

Bassen, A.; Jastram, S.; Meyer, K. (2005): Corporate Social Responsibility.
Eine Beg-riffserklarung. In: Zeitschrift fir Zeitschrift fir Wirtschafts- und Unter-
nehmensethik, Heft 2, S. 231-236.

Bertelsmann Stiftung (2007): Das Gesellschaftliche Engagement von Fami-
lienunternehmen. Dokumentation der Ergebnisse einer Unternehmensbefra-
gung, Gutersloh.

BDA/BDI/DIHK/ZDH (2011): Stellungnahme zur CSR-Mitteilung der EU-
Kommission "Eine neue CSR-Strategie (2011-2014) fur die soziale Verantwor-
tung der Unternehmen" (KOM 2011/681), downloadbar unter: http://www.
arbeitgeber.de/www/arbeitgeber.nsf/res/Stn-CSR-Mitteilung-KOM.pdf/$file/Stn-
CSR-Mitteilung-KOM.pdf

BDI (Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.) (2013): Green Economy in
der Praxis. Erfolgsbeispiele aus deutschen Unternehmen, Berlin.

BMAS (Bundesministerium fir Arbeit und Soziales) (2010): Nationale Strategie
zur gesellschaftlichen Verantwortung von Unternehmen (Corporate Social
Responsibility — CSR) — Aktionsplan CSR — der Bundesregierung, Berlin.



40

Brink, S.; Wallau, F. (2011): BDI Mittelstandspanel. Ergebnisse der Online-
Mittelstandsbefragung Herbst 2011, Berlin.

Bundesregierung (2002): Perspektiven fir Deutschland — unsere Strategie fur
eine nachhaltige Entwicklung. Download unter: http://www.bundes-regierung.
de/ Content/DE/_Anlagen/Nachhaltigkeitwieder-hergestellt/2012-05-09 kurz-
papier-zum-fortschrittsbericht-2012-barrierefrei.pdf; jsessionid=07B38DFE9A1
461852D3445FC07E30127.s2t1? _blob= publicationFile&v=3, heruntergela-
denam 27.11.2013.

Bundesregierung (2012): Nationale Nachhaltigkeitsstrategie. Fortschrittsbe-
richt 2012, Berlin.

Cohen, B; Winn, M. (2007): Market imperfections, opportunity and sustainable
entrepreneurship, in: Journal of Business Venturing, Heft 22, S. 29-49.

Deutscher Bundestag (1998): Konzept Nachhaltigkeit. Vom Leitbild zur Um-
setzung, Bonn.

Engelmann, T.; Liedtke, C.; Rohn, H. (2013): Nachhaltiges Wirtschaften im
Mittelstand. Mdglichkeiten zur Steigerung der Ressourceneffizienz in kleinen
und mittleren Unternehmen, Bonn.

Ernst, D. (2012): Nachhaltige Betriebswirtschaftslehre, in: Wirtschaftswissen-
schaftliches Studium, Heft 10, S. 1303-1311.

Ernst & Young GmbH (2012): Nachhaltige Unternehmensfiihrung. Lage und
aktuelle Entwicklungen im Mittelstand, Essen.

Flotow von, P.; HaRler, R.-D.; Kachel, P. (2003): Nachhaltigkeit und Sharehol-
der Value aus Sicht boérsennotierter Unternehmen, in: Rosen von, R. (Hrsg.):
Deutsches Aktieninstitut, Frankfurt a.M.

Freeman, E. (1984): Strategic Management. A Stakeholder Approach. Boston.

Freimann, J. (2012a): Betriebswirtschaftslehre als Sustainability Science. An-
forderungen an betriebswirtschaftliches Denken und Handeln im Licht der
Nachhaltigkeits-Vision, in: Der Betriebswirt, Heft 4, S. 279-289.

Gebauer, J.; Ziegler, R. (2013): Corporate Social Responsibility and Social
Entrepreneurship, in: Institut fir okologische Wirtschaftsforschung (IOW)
(Hrsg.): Unternehmerisch und verantwortungsvoll wirken? Schriftenreihe des
IOW, Nr. 204/13, Berlin, S.16-69.



41

Gilde GmbH (2007): Gesellschaftliches Engagement in kleinen und mittelstan-
dischen in Deutschland — aktueller Stand und zukuinftige Entwicklungen, Det-
mold.

Habisch, A. (2003): Corporate Citizenship. Gesellschaftliches Engagement von
Unternehmen in Deutschland. Berlin/Heidelberg.

Hansen, U. (2004): Gesellschaftliche Verantwortung als Business Case. An-
satze, Defizite und Perspektiven der deutschsprachigen Betriebswirtschafts-
lehre: In: Schneider, U.; Steiner, P. (Hrsg.): Betriebswirtschaftslehre und ge-
sellschaftliche Verantwortung. Mit Corporate Social Responsibility zu mehr
Engagement, S. 59-83, Wiesbaden.

Heblich, S.; Gold, R. (2008): Corporate Social Responsibility. Eine win-win
Strategie fur Unternehmen und Regionen IHK fir Niederbayern in Passau/Max
Planck Institut fir Okonomik (Hrsg.), Jena.

Hentze, J. (2012): Nachhaltigkeitsmanagement, in: Das Wirtschaftsstudium,
Heft 8/9, S. 1089-1094.

Hermanns, A.; Thurm, M. (1999): New Charity, in: Absatzwirtschaft, Heft 5,
S. 40-43.

Heuberger, F. (2008): CC als Herausforderung an die Politik, in: Habisch, A.;
Schmidpeter, R.; Neureiter, M. (Hrsg.): Handbuch Corporate Citizenship. Cor-
porate Social Responsibility fir Manager, S. 465-475, Berlin.

Hoffmann, M.; Maal3, F. (2008): Corporate Social Responsibility als Erfolgsfak-
tor einer stakeholderorientierten FlUhrungsstrategie? In: Institut far Mittel-
standsforschung Bonn (Hrsg.): Jahrbuch zur Mittelstandsforschung 2008,
Schriften zur Mittelstandsforschung, Nr.116 NF, Wiesbaden, S.1-51.

Hifner, B. (2013): Die Corporate Governance boérsennotierter deutscher Un-
ternehmen in der empirischen Forschung: Messansatze, Messprobleme und
Perspektiven, in: Zeitschrift fur Betriebswirtschaft, Heft 2, S. 5-48.

Hungenberg, H. (2006): Strategisches Management in Unternehmen. Ziele —
Prozesse — Verfahren. Wiesbaden.

Jansen, D. (2003): Einfihrung in die Netzwerkanalyse, Speyer.



42

Jonker, J.; Stark, W.; Tewes, S. (2011): Corporate Social Responsibility und
nachhaltige Entwicklung. Einflihrung, Strategie und Glossar, Heidelberg.

Jorna, R. (2006): Sustainable Innovation — the Organisational, Human and
Knowledge Dimension, Sheffield.

KFW (2011): Corporate Social Responsibility im deutschen Mittelstand, Frank-
furt.

KOM (Europaische Kommission) (2001): Grinbuch Europaische Rahmenbe-
dingungen fur die soziale Verantwortung der Unternehmen, Nr. 366, Brissel.

KOM (Europaische Kommission) (2011): Eine neue EU-Strategie (2011-14) fur
die soziale Verantwortung der Unternehmen(CSR). Mitteilung der Kommission
an das Européaische Parlament, den Rat, den Europaischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen, Nr. 681, Brussel.

Kormann, H. (2011): Zusammenhalt der Unternehmerfamilie. Vertrage, Ver-
maogensmanagement, Kommunikation, Berlin/Heidelberg.

Koplin, J. (2006): Nachhaltigkeit im Beschaffungsmanagement. Ein Konzept
zur Integration von Umwelt- und Sozialstandards, Wiesbaden.

Kuhlen, B. (2005): Corporate Social Responsibility (CSR). Die ethische Ver-
antwortung von Unternehmen fur Okologie, Okonomie und Soziales. Entwick-
lung — Initiativen — Berichterstattung — Bewertung, Baden-Baden.

Lachmann, W. (2004): Volkswirtschaftslehre 2. Anwendungen, Berlin.

Leisinger, K. (2003): Whistleblowing und Corporate Reputation Management,
Munchen.

Lin-Hi, N. (2008): Eine Theorie der Unternehmensverantwortung. Die Verkniip-
fung von Gewinnerzielung und gesellschaftlichen Interessen, in: Management
und Wirtschaft, Nr. 71, Leipzig.

Loew, T.; Rohde, F. (2013): CSR und Nachhaltigkeitsmanagement. Definitio-
nen, Ansatze und organisatorische Umsetzung im Unternehmen, Berlin.

Maal3, F. (2010): Wirtschaftspolitische Ansatze zur Unterstlitzung von Corpo-
rate Social Responsibility-Aktivitdten, in: Institut fir Mittelstandsforschung
Bonn (Hrsg.): IfM-Materialien, Nr. 194, Bonn,



43

Maal3, F. (2008): Kooperative Ansatze im Corporate Citizenship. Erfolgsfakto-
ren gemeinschaftlichen Blrgerengagements von Unternehmen im deutschen
Mittelstand, Minchen.

Maal3, F.; Clemens, R. (2002): Corporate Citizenship: Das Unternehmen als
guter Burger, in: Institut fur Mittelstandsforschung (Hrsg.): Schriften zur Mittel-
standsforschung, Nr. 94 NF, Wiesbaden.

Maurer, . (2004): Organisations-/Unternehmenskultur. In: Gaugler, E.; Oechs-
ler, W.; Weber, W. (Hrsg.): Handwoérterbuch des Personalwesens, S. 1293-
1305, Stuttgart.

MKULNV NRW (Ministerium fir Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur-
und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen) (2013): Eckpunkte
einer Nachhaltigkeitsstrategie fir Nordrhein-Westfalen, Dusseldorf, download
unter http://www.umwelt.nrw.de/umwelt/nachhaltiges_nrwi/.

Milgrom, P.; Roberts, J. (1992): Economics, Organization and Management.
Prentice Hall.

Neureiter, M.; Palz, D. (2008): Zertifikate, Standards und Audits, in: Habisch,
A.; Schmidpeter, R; Neureiter, M. (Hrsg.): Handbuch Corporate Citizenship.
Corporate Social Responsibility fir Manager, S. 447-463, Berlin.

Olson, M. (1998): Die Logik des kollektiven Handelns. Die Einheit der Gesell-
schaftswissenschaften. Tubingen.

Opijnen, M.; Oldenziel, J. (2010): Responsible Supply Chain Management,
Potential success factors and challenges for addressing prevailing human
rights and other CSR issues in supply chains of EU-based companies.

Pfuhler, R. (2010): Veradndern Lebensmittelskandale das Verbraucherverhal-
ten, Koln.

Pies, |.; Brinkmann, J. (2005): Corporate Citizenship: Raison d"étre korporati-
ver Akteure aus Sicht der 6konomischen Ethik. Diskussionspapier Nr. 05-1 des
Wittenberg-Zentrums fur Globale Ethik, Wittenberg.

Poppelreuther, S.; Stein, S. (2008): Trendscan Studie: Vom guten Geschaft
mit dem schlechten Gewissen. CSR und die deutsche Wirtschaft. TUV Rhein-
land Impuls GmbH, Bonne Nouvelle Unternehmenskommunikation und Zent-
rum fur Evaluation und Methoden (ZEM) der Universitdt Bonn (Hrsg.), Bonn.



44

Rieth, L. (2009): Global Governance und Corporate Social Responsibility.
Welchen Einfluss haben der UN Global Compact, die Global Reporting Initiati-
ve und die OECD Leitsatze auf das CSR-Engagement deutscher Unterneh-
men? Wuppertal.

Ripperger, T. (2003): Okonomik des Vertrauens. Analyse eines Organisations-
prinzips, Minchen.

Richter, R.; Furubotn, E. (2003): Neue Institutionentkonomik. Tubingen.
Riechmann, T. (2002): Spieltheorie. Miinchen.

RNE (Rat fur Nachhaltige Entwicklung) (2012): Der Deutsche Nachhaltigkeits-
kodex (DNK). Empfehlungen des Rats fir Nachhaltige Entwicklung und Do-
kumentation des Multistakeholderforums am 26.9.2011, Text Nr. 41, Berlin.

Sachs, S.; Ruhli, E.; Kern, I. (2005): Stakeholder Relations as a Corporate
Core to Operate, Compete and Innovate, Zirich.

Schaltegger, S.; Petersen, H. (2000): Ecopreneurship - Konzept und Typolo-
gie, Luzern.

Schaltegger, S.; Wagner, M. (2011): Sustainable Entrepreneurship and Sus-
tainability Innovation: Categories and Interactions, in: Business Strategy and
the Environment, Heft 20, S. 222-237.

Schanz, G. (2004): Unternehmensverfassung. In: Gaugler, E.; Oechsler, W.;
Weber, W. (Hrsg.): Handworterbuch des Personalwesens, S. 1940-1948,
Stuttgart.

Schechler, J. (2002): Sozialkapital und Netzwerkdkonomik. Hohenheimer
Volkswirtschaftliche Schriften. Nr. 41. Frankfurt am Main.

Schrader, U. (2003): Corporate Citizenship. Die Unternehmung als guter Bir-
ger? Berlin.

Schreck, P. (2009): The Business Case of Corporate Social Responsibility.
Understanding and Measuring Economic Impacts of Corporate Social Respon-
sibility Performance, Heidelberg.

Schreybgg, G. (2003): Organisation. Grundlagen moderner Organisationsge-
staltung, Wiesbaden.



45

Shepherd, D.; Patzelt, H. (2010): The new field of sustainable entrepreneur-
ship: Studying entrepreneurial action linking "What is to be sustained” with
"What is to be developed", in: Entrepreneurship Theory and Practice, DOI:
10.1111/}.1540-6520.2010.00426.x.

Spremann, K. (1989):. Stakeholder-Ansatz versus Agency-Theorie, in: Zeit-
schrift fur Betriebswirtschaft, Heft 7, S. 742-746.

Vilain, M. (2010): Meine Firma, meine Mitarbeiter, meine Heimat. Merkmale
unternehmerischen Engagements im deutschen Mittelstand, in: Braun, Sebas-
tian (Hrsg.): Gesellschaftliches Engagement von Unternehmen. Der deutsche
Weg im internationalen Kontext, S. 106-139, Wiesbaden.

Walther, M.; Schenkel, M.; Schissler, M. (2010): Corporate Social Responsibi-
lity als strategische Herausforderung fur den Mittelstand, in: Kathan, D. et al.
(Hrsg.): Wertschopfungsmanagement im Mittelstand, Sammelband des Fo-
rums der deutschen Mittelstandsforschung, Wiesbaden, S. 87-102.

Wallmann, J. (2011): Corporate Social Responsibility in der Marketing- und
Markenforschung. Ein systematischer Uberblick zum aktuellen Stand der em-
pirischen Forschung. Research Papers on Marketing Strategy, Nr. 5, Wirz-
burg.

Welge, M.; Al-Laham, A. (2003): Strategisches Management. Grundlagen,
Prozess, Implementierung, Wiesbaden.

Werner, A.; Spence, L. (2004): Literatur Review: Social Capital and SMEs. In:
Spence, L.; Habisch, A.; Schmidpeter, R. (Hrsg.): Responsibility and Social
Capital. The World of Small and Medium Sized Enterprises, S. 7-24, New
York.

Westebbe, A.; Logan, D. (1995): Corporate Citizenship. Unternehmen im ge-
sellschaftlichen Dialog. Wiesbaden.

Woll, A. (1987): Allgemeine Volkswirtschaftslehre. Minchen.

Wihle, M. (2007): Mit CSR zum Unternehmenserfolg. Gesellschaftliche Ver-
antwortung als Wertschopfungsfaktor, Berlin.



	Verzeichnis der Übersichten
	1 Ausgangslage und Ziel der Untersuchung
	2 Konzeptionelle Einordnung: Warum nachhaltig wirtschaften?
	2.1 Nachhaltigkeit aus der betriebswirtschaftlichen Perspektive
	2.2 Nachhaltigkeit aus der volkswirtschaftlichen Perspektive

	3 Rahmenbedingungen nachhaltigen Wirtschaftens
	3.1 Rechtliche Vorgaben und verbindliche Standards
	3.2 Freiwillige Standards und Leitlinien

	4 Ansätze nachhaltiger Unternehmensführung
	4.1 Gesellschaftlich und ökonomisch motivierte Ansätze
	4.1.1 Sustainable Entrepreneurship
	4.1.2 Corporate Social Responsibility
	4.1.3 Corporate Citizenship

	4.2 Stakeholder Management: ein primär ökonomisch motivierter Managementansatz
	4.3 Primär gesellschaftlich motivierte Ansätze
	4.3.1 Corporate Compliance
	4.3.2 Corporate Philantropy

	4.4 Zusammenführende Bewertung

	5 Wirkungen nachhaltigen Wirtschaftens
	5.1 Betriebswirtschaftliche Wirkungen
	5.2 Volkswirtschaftliche Wirkungen

	6 Ausblick
	Anhang
	Literatur



